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Vorwort 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

mit der Umsetzung der Agenda 2030 der 

Vereinten Nationen für nachhaltige Ent

wicklung durch die Deutsche Nachhaltig

keitsstrategie hat sich die Bundesregie

rung zu einer ambitionierten Nachhaltig

keitspolitik verpflichtet. Die 17 Entwick

lungsziele – die sogenannten Sustainable 

Development Goals (SDGs) –, die sowohl 

der Agenda 2030 als auch der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie zugrunde liegen, 

sind miteinander verzahnt. Wechselwir

kungen und Zielkonflikte werden be

wusst berücksichtigt. Das ist richtig und 

wichtig. Würden etwa über den Klima

schutz die sozialen Fragen vernachlässigt, 

entstünde schnell Widerstand. 

Gute Nachhaltigkeitspolitik mit Maß und 

Ziel berücksichtigt die ökonomischen 

und sozialen Folgen einer ökologischen 

Politik. Sie setzt auf ökonomische An

reize und sozialen Ausgleich und verzich

tet auf effekthascherische Schaufenster

forderungen. Sie orientiert sich am Fort

schritt und nach Möglichkeit nicht an 

Verboten.  

Wer sich mit den 17 SDGs auseinander

setzt, weiß, dass es dabei längst nicht nur 

um Umwelt- und Klimaschutzaspekte 

geht. Eine nachhaltige Entwicklung wäre 

etwa undenkbar ohne ein hohes Maß an 

Sicherheit für die Bürgerinnen und Bür

ger in unserem Land. Die Nachhaltig

keitsstrategie berührt deshalb auch 

Kernthemen des Bundesministeriums 

des Innern, für Bau und Heimat wie Kri

minalitäts- und Korruptionsbekämpfung, 

nachhaltige öffentliche Beschaffung oder 

nachhaltiges Bauen. Auf diesen Feldern 

wurden auch die Schwerpunktthemen 

für diesen Bericht – ergänzt durch die 

Themen gesellschaftlicher Zusammen

halt / Integration / Prävention, Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie 

die nachhaltige Raumentwicklung – 

identifiziert. Das BMI wird sich in diesen 

und weiteren Bereichen auch aktiv in die 

Erarbeitung der noch in diesem Jahr an

stehenden Neuauflage der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie einbringen. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante und 

anregende Lektüre. 

 

Dr. Markus Kerber 

Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat 
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Einleitung 

Mit dem vorliegenden Ressortbericht 

Nachhaltigkeit kommt das Bundesminis

terium des Innern, für Bau und Heimat 

dem Auftrag des Staatssekretärsausschus

ses für nachhaltige Entwicklung nach, so

wohl die Öffentlichkeit als auch die eige

nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

über seine Aktivitäten zur Umsetzung der 

Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zu 

informieren. Dazu werden – angelehnt 

an die 17 Nachhaltigkeitsziele – sechs 

Schwerpunktthemen, in denen das BMI 

besondere Verantwortung trägt, in den 

Mittelpunkt des Berichts gestellt. Diese 

werden durch eine beispielhafte Über

sicht darüber, wie Nachhaltigkeitsaspekte 

im eigenen Verwaltungshandeln des BMI 

berücksichtigt werden, ergänzt. 

Als zuständiges Ressort für die innere Si

cherheit ist das BMI im Bereich des 

Nachhaltigkeitsziels 16 „Frieden, Gerech

tigkeit und starke Institutionen“, das u.a. 

die Erhöhung der persönlichen Sicher

heit der Bürgerinnen und Bürger durch 

weniger Straftaten und die Bekämpfung 

von Korruption beinhaltet, besonders ge

fordert. Das erste thematische Cluster des 

Berichts trägt deshalb den Titel „Krimi

nalität und Korruption bekämpfen“. 

 

 

Die Zielsetzung des BMI, durch aktive 

Heimatpolitik gesellschaftlichen Zusam

menhalt zu fördern und gleichwertige 

Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 

zu schaffen, lässt sich schwerpunktmäßig 

dem Nachhaltigkeitsziel 10 „Weniger Un

gleichheiten“ und dem bereits erwähnten 

Nachhaltigkeitsziel 16 zuordnen. Im vor

liegenden Bericht wird dieses Engage

ment durch die Cluster „Zusammenhalt, 

Integration und Prävention“ sowie 

„Gleichwertige Lebensverhältnisse in 

ganz Deutschland“ abgebildet. 

Als Bau- und Heimatministerium ist das 

BMI für die nachhaltige Entwicklung von 

Städten und Räumen – auch unter der 

Prämisse der oben beschriebenen Schaf

fung von gleichwertigen Lebensverhält

nissen– maßgeblich mitverantwortlich. 

Dieser Auftrag spiegelt sich am deutlichs

ten im Nachhaltigkeitsziel 11 „Nachhal

tige Städte und Gemeinden“ wider, hat 

aber auch Berührungspunkte mit ande

ren Zielen. Der vorliegende Bericht wird 

sich in dem Themencluster „Nachhaltige 

Raumentwicklung – starke Städte und 

Gemeinden“ detailliert mit den vielfälti

gen Aktivitäten des BMI auf diesem Feld 

– einschließlich der städtebaulichen 

Querverbindungen zu Fragen der In

tegration und des gesellschaftlichen Zu

sammenhalts – auseinandersetzen. 
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Durch die Kompetenzstelle für nachhal

tige Beschaffung (KNB), die 2012 beim 

Beschaffungsamt des BMI eingerichtet 

wurde, fällt dem BMI auch im Zusam

menhang mit dem Nachhaltigkeitsziel 12 

„Nachhaltiger Konsum und Produktion“ 

eine besondere Rolle zu. Die Aufgaben 

der KNB –  u.a. öffentliche Auftraggeber 

zum Thema nachhaltige Beschaffung zu 

beraten und zu unterstützen – werden im 

Themencluster „Nachhaltige Beschaf

fung“ ausführlich beleuchtet. 

Ein weiterer nachhaltigkeitspolitischer 

Schwerpunkt erwächst aus der BMI-Ver

antwortung für den Baubereich. Direkte 

Berührungspunkte ergeben sich etwa mit 

den Nachhaltigkeitszielen 7 „Bezahlbare 

und saubere Energie“, 9 „Industrie, Inno

vation und Infrastruktur“ sowie den be

reits erwähnten Zielen 11 „Nachhaltige 

Städte und Gemeinden“ und 12 „Nach

haltiger Konsum und Produktion“. Der 

vorliegende Bericht widmet sich dem 

Thema in dem Cluster „Nachhaltiges 

Bauen“. 
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Cluster 1: Krimina

lität und Korrup

tion bekämpfen 

Ein sicheres Umfeld, in 

dem die Bürgerinnen und Bürger ohne 

Angst vor Willkür und Kriminalität leben 

können, ist eine wesentliche Vorausset

zung für eine nachhaltige Entwicklung. 

Deshalb strebt das BMI an, dass die An

zahl der erfassten Straftaten je 100.000 

Einwohner („Häufigkeitszahl“) bis zum 

Jahr 2030 auf unter 6.500 sinkt.  

Der Indikator erfasst alle in der Polizeili

chen Kriminalstatistik (PKS) erfassten 

Straftaten. Dies sind bei der Polizei ange

zeigte und durch sie endbearbeitete Straf

taten, mit Ausnahme einiger spezieller 

Deliktsarten wie beispielsweise Staats

schutzdelikte, geringfügige Verkehrsde

likte oder Delikte, die nicht zum Aufga

benbereich der Polizei gehören (z.B. Fi

nanz- und Steuerdelikte). 

 

Fallzahlen rückläufig  

Die Zahlen der jüngsten PKS zum Be

richtsjahr 2018 haben in Bezug auf den 

DNS-Indikator eine positive Entwicklung 

aufzuweisen. Seit 2017 ist die Fallzahl bei 

„Straftaten insgesamt“ rückläufig. Im Be

richtsjahr 2018 wurden bundesweit ins

gesamt 5.555.520 Fälle registriert und so

mit ein Rückgang von –3,6 % im Ver

gleich zum Vorjahr verzeichnet. Eine ver

gleichbar geringe Anzahl erfasster Fälle 

wurde letztmalig im Berichtsjahr 1992 

(5.209.060 Fälle) ausgewiesen.  

Veränderungen in der PKS lassen nicht 

immer auf tatsächliche Veränderungen 

in der Realität schließen, denn die Statis

tik erfasst nur das sogenannte Hellfeld – 

also die der Polizei bekannt gewordene 

Kriminalität. Aufgrund fehlender statisti

scher Daten kann das sogenannte Dun

kelfeld – die der Polizei nicht bekannt ge

wordene Kriminalität – in der PKS nicht 

abgebildet werden. Wenn sich z.B. das 

Anzeigeverhalten der Bevölkerung oder 

die Verfolgungsintensität der Polizei än

dert, kann sich die Grenze zwischen Hell- 

und Dunkelfeld verschieben, ohne dass 

damit eine Änderung des Umfangs der 

tatsächlichen Kriminalität verbunden 

sein muss. 

Sogenannte Viktimisierungssurveys, bei 

denen zufällig ausgewählte Personen ge

fragt werden, ob sie innerhalb eines be

stimmten Zeitraums Opfer von Straftaten 

geworden sind, erlauben es, den Umfang 

des kriminalstatistischen Dunkelfeldes 

abzuschätzen. Durch wiederholte Befra

gungen dieser Art kann festgestellt wer

den, ob sich die Relation von Hell- und 
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Dunkelfeld verändert hat. Bislang wur

den unter Beteiligung des BKA in den 

Jahren 2012 und 2017 zwei solcher Sur

veys durchgeführt. 

 

Hohes Vertrauen in die Sicherheitsbe

hörden 

Erste Ergebnisse des zweiten Viktimisie

rungssurveys wurden Anfang April 2019 

veröffentlicht. Zentraler Befund der Um

frage ist, dass Deutschland im Hinblick 

auf die tatsächliche Kriminalitätsbelas

tung und die gefühlte Sicherheit der 

Menschen ein sicheres Land ist. Das Unsi

cherheitsgefühl hat zwar im Vergleich zu 

2012 leicht zugenommen, bewegt sich je

doch weiterhin auf einem vergleichs

weise niedrigen Niveau. Die Ergebnisse 

der Umfrage zeigen auch, dass die Men

schen in Deutschland den Institutionen 

der Strafverfolgung, der Polizei im Allge

meinen, dem BKA, der Staatsanwaltschaft 

und den Gerichten unter den verschiede

nen Institutionen das höchste Vertrauen 

entgegenbringen. Für die Zukunft sind 

die regelmäßige Durchführung eines 

bundesweiten Viktimisierungssurveys im 

zweijährigen Rhythmus und die zeitlich 

korrespondierende Veröffentlichung der 

Ergebnisse geplant, auch weil neben dem 

Kriminalitätsaufkommen das Sicher

heitsgefühl der Menschen ein wichtiger 

Indikator für den gesellschaftlichen Zu

sammenhalt und somit eine nachhaltige 

Entwicklung ist. 

Im Koalitionsvertrag für die 19. Legisla

turperiode wurde überdies vereinbart, 

eine zügige Aktualisierung des Periodi

schen Sicherheitsberichts anzustreben, 

um ein Gesamtbild der langfristigen Kri

minalitätsentwicklung zu bekommen. 

Für die gezielte Entwicklung und Umset

zung von Bekämpfungs-, Präventions- 

und Sanktionsmaßnahmen in allen Kri

minalitätsbereichen sind fundierte und 

aussagekräftige Informationen über Um

fang und Erscheinungsformen von Kri

minalität erforderlich. 

Die sichere Einordnung und Bewertung 

von Kriminalitätsphänomenen setzt ne

ben statistischen Kenntnissen auch einen 

Überblick über das in keiner Statistik er

fasste Dunkelfeld voraus. Erst die zusam

menfassende Kenntnis über beide Berei

che, das statistische Hellfeld sowie das 

Dunkelfeld, ermöglicht ein umfassendes 

ganzheitliches Bild. Befriedigende Ant

worten auf aktuelle Fragen der inneren 

Sicherheit lassen sich erst aus einer ver

gleichenden Betrachtung statistischer 

Datensammlungen unter Einbeziehung 

wissenschaftlicher Analysen und Er

kenntnisse gewinnen. Eine solche Be

trachtung ist von besonderer Relevanz  
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• als Informationsquelle für eine 

folgenorientierte Kriminalpolitik 

und diesbezügliche gesetzgeberi

sche Maßnahmen, 

• als evidenz-basierte Grundlage 

von Strategieentwicklung und -

entscheidungen im Bereich der Si

cherheitsbehörden, insbesondere 

der Polizei und 

• für wissenschaftliche Analysen als 

Basis für die Planung von Maß

nahmen der Kriminalprävention. 

Ein Kriminalitätsphänomen, das die 

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie als ein 

besonderes Hemmnis für eine nachhal

tige Entwicklung identifiziert, ist Korrup

tion. Bei der Korruptionsbekämpfung 

kommen dem BMI besondere Kompe

tenzen nicht nur für den eigenen Bereich, 

sondern die gesamte Bundesregierung zu.  

 

Korruption entschieden bekämpfen 

Korruption in der öffentlichen Verwal

tung schadet dem Gemeinwohl und letzt

lich wird das Vertrauen der Bürgerinnen 

und Bürger in die Unabhängigkeit, Unbe

stechlichkeit und Funktionsfähigkeit von 

Staat und Verwaltung zerstört. Dem 

 
1 Im aktuellen Korruptionswahrnehmungsindex 
von Transparency International belegt Deutsch
land weltweit den 12. Rang. 

wirkt die Bundesregierung unter Feder

führung des BMI mit ihrer Korruptions

präventionsstrategie entgegen. Korrupti

onsprävention gelingt mit eindeutigen 

Verhaltensregeln für die Beschäftigten 

des öffentlichen Dienstes und durch Or

ganisationsstrukturen, in denen Aufga

ben und Verantwortung zweifelsfrei zu

geordnet werden. Wesentlich für den Er

folg ist eine enge Zusammenarbeit mit 

der Zivilgesellschaft und Wirtschaft. 

Deutschland gehört im weltweiten Ver

gleich zu den Ländern, die von Korrup

tion am wenigsten betroffen sind1. 

Nichtsdestotrotz werden die Anstrengun

gen im Kampf gegen Korruption mit aller 

Entschiedenheit fortgesetzt. Korruptions

prävention wird dabei auch in Zukunft 

ein unverzichtbares Element guter Regie

rungsführung sein. 

 

Korruptionsprävention in der Bun

desverwaltung 

Auf Bundesebene ist das BMI für die Er

arbeitung und Pflege der Regelungen zur 

Korruptionsprävention für die gesamte 

Bundesverwaltung zuständig. Ebenso ist 

das BMI zuständig für die Erarbeitung 
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und Pflege der Regelungen zum Sponso

ring und zur Beschäftigung externer Per

sonen in der Bundesverwaltung. 

Die vom BMI erlassene Richtlinie der 

Bundesregierung zur Korruptionsprä

vention in der Bundesverwaltung vom 

30. Juli 2004 ist die rechtliche Grundlage 

der Maßnahmen zur Korruptionspräven

tion. Sie listet konkrete Maßnahmen auf, 

die in allen Dienststellen der Bundesver

waltung zur Korruptionsprävention zu 

ergreifen sind. Ergänzt wird die Richtlinie 

von weiteren Regelungen, wie dem Ver

haltenskodex gegen Korruption und dem 

Leitfaden für Vorgesetzte und Behörden

leitungen. Empfehlungen erleichtern die 

Umsetzung der Richtlinie. Beispiele für 

konkrete Maßnahmen sind etwa die Fest

stellung besonders korruptionsgefährde

ter Arbeitsgebiete und daran anknüp

fende Maßnahmen. Je nach Risiken sind 

dies z.B. ein verstärktes Mehr-Augen-

Prinzip, besondere Sensibilisierung und 

Schulungen sowie gegebenenfalls Rota

tion. Neben der ressortübergreifenden 

Verantwortung wird hausintern auf die 

Sensibilisierung von Beschäftigten sowie 

Konzeption und Mitwirkung bei der 

Fortbildung zur Korruptionsprävention 

geachtet. 

In der gesamten Bundesverwaltung sind 

Ansprechpersonen für Korruptionsprä

ventionen bestellt, deren Aufgaben sich 

ebenfalls nach der Richtlinie zur Korrup

tionsprävention richten. Die Ansprech

person für Korruptionsprävention und 

die/der Sponsoringbeauftragte werden 

wie in anderen Häusern auch im BMI 

förmlich bestellt. Nach der Richtlinie zur 

Korruptionsprävention klärt die An

sprechperson für Korruptionsprävention 

Beschäftigte etwa durch regelmäßige In

formationsveranstaltungen auf, berät Be

schäftigte und Dienststellenleitung zu 

Fragen der Korruptionsprävention, wirkt 

bei der Fortbildung mit und beobachtet 

oder bewertet Korruptionsanzeichen. Hat 

die Ansprechperson Kenntnis von Tatsa

chen, die den Verdacht einer Korrupti

onsstraftat begründen, unterrichtet sie 

die Dienststellenleitung hierüber. Bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Kor

ruptionsprävention ist die Ansprechper

son weisungsunabhängig. Gleichwohl 

gibt es mit der Ombudsperson – zumeist 

ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwäl

tin – auch eine außenstehende Person, 

bei der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

vertrauliche Hinweise auf korruptions

verdächtige Sachverhalte mit Bezug auf 

ihre Behörde melden können. 
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BMI berichtet für die Bundesregie

rung 

Die Bundesregierung hat gegenüber dem 

Deutschen Bundestag umfangreiche 

Rechnungslegungspflichten zu den The

men Korruptionsprävention, Sponsoring 

und Einsatz externer Personen in der 

Bundesverwaltung. 

So wird dem Deutschen Bundestag auf

grund der Beschlüsse des Rechnungsprü

fungsausschusses aus dem Jahr 2004 jähr

lich zur Entwicklung und zu den Ergeb

nissen der Korruptionsprävention in der 

Bundesverwaltung berichtet. Das BMI er

arbeitet diesen Bericht, der auf einer 

elektronisch gestützten Abfrage in sämt

lichen Bundesbehörden ruht. Gegenstand 

dieses Berichtes ist der Stand der Umset

zung der Regelungen zur Korruptions

prävention. Der Bericht erfasst auch die 

Korruptionsverdachtsfälle in der gesam

ten Bundesverwaltung im jeweiligen Be

richtsjahr und spezifische Maßnahmen 

zur Korruptionsprävention in den einzel

nen Ressorts. Der Korruptionspräventi

onsbericht wird auf der Homepage des 

BMI veröffentlicht. 

Das BMI berichtet darüber hinaus jähr

lich dem Haushalts- und dem Innenaus

schuss des Deutschen Bundestages über 

den Einsatz externer Personen in der 

Bundesverwaltung, d.h. in den obersten 

Bundesbehörden und deren Geschäftsbe

reichen. Der Bericht umfasst die Anzahl 

der externen Personen, die entsendende 

Stelle, die Dauer des Einsatzes, Form der 

Entlohnung, ggf. Personaltitel, Einsatzbe

reich und Tätigkeit in der Bundesverwal

tung sowie vorherige Tätigkeit bei der 

entsendenden Stelle. Dieser Bericht wird 

ebenfalls auf der Homepage des BMI ver

öffentlicht und kann hier eingesehen 

werden. 

Eine weitere Berichtspflicht besteht im 

Bereich Sponsoring. Die Bundesregierung 

veröffentlicht nach der Allgemeinen Ver

waltungsvorschrift zur Förderung von 

Tätigkeiten des Bundes durch Leistungen 

Privater (Sponsoring, Spenden und sons

tige Schenkungen) vom 7. Juli 2003 alle 

zwei Jahre einen Sponsoringbericht. Das 

BMI erfasst in Umsetzung dieser Rege

lung die durch die Bundesverwaltung an

genommenen Sponsoringleistungen und 

berichtet hierüber dem Rechnungsprü

fungsausschuss des Deutschen Bundes

tags.  

 

Deutsche Standards weltweit Vorbild 

Korruptionsprävention nimmt auch in

ternational einen herausgehobenen Stel

lenwert ein. Deutschland bekennt sich 

klar zur völkerrechtlich verbindlichen 

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-verwaltung/korruptionspraevention/korruptionspraevention-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-verwaltung/korruptionspraevention/korruptionspraevention-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-verwaltung/externe-personen/externe-personen-node.html.
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-verwaltung/externe-personen/externe-personen-node.html.
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Bekämpfung und Prävention von Kor

ruption. Die maßgeblichen Übereinkom

men der Vereinten Nationen, der OECD 

und des Europarates wurden von 

Deutschland ratifiziert. Das BMI vertritt 

die Bundesregierung federführend zum 

Thema Korruptionsprävention in den 

Gremien der Vereinten Nationen, der 

OECD und des Europarates (GRECO – 

Staatengruppe gegen Korruption). Das 

BMI wirkt ebenfalls zum Thema Korrup

tionsprävention in der Antikorruptions

arbeitsgruppe der G20 mit.  

Die Herangehensweise der Bundesver

waltung an die Korruptionsprävention 

sowie die Expertise deutscher Expertin

nen und Experten wird international sehr 

geschätzt. Regelmäßig wird das BMI-

Fachreferat DG I 3 für internationale 

Vorträge oder Beratung einzelner Staaten 

angefragt. Unter deutscher G20 Präsi

dentschaft wurden in der Antikorrupti

onsarbeitsgruppe „Hochrangige G20-

Grundsätze“ zu Organisationsmaßnah

men gegen Korruption erarbeitet und auf 

dem G20-Gipfel in Hamburg im Jahr 

2017 angenommen. Die Grundsätze ba

sieren in großen Teilen auf der Richtlinie 

der Bundesregierung zur Korruptions

prävention in der Bundesverwaltung. 

Einzelne Staaten haben bereits berichtet, 

dass sie ihre Verwaltungsreformen an 

diesen Grundsätzen ausrichten. Aus

drückliche internationale Anerkennung 

erfährt das Konzept der Ansprechperson. 

Es wurde mittlerweile als bewährte Praxis 

von der OECD aufgenommen und wird 

im Rahmen ihrer Integritätsüberprüfung 

und Integritätsberichte empfohlen. Hier

bei wird vor allem geschätzt, dass die An

sprechperson eine rein präventive Auf

gabe wahrnimmt. Ebenfalls Modellcha

rakter hat die Zusammenarbeit der Res

sorts durch das Netzwerk der Ansprech

personen sowie deren Koordination mit 

ihren jeweiligen Geschäftsbereichen. 
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Cluster 2: Zusam

menhalt, Integra

tion und Präven

tion 

Soziale Regeln des Mit

einanders, die Verbun

denheit mit dem Ge

meinwesen und das Vertrauen in starke 

Institutionen sind „Kitt“ für unseren ge

sellschaftlichen Zusammenhalt. Diesen 

zu erhalten und zu fördern, ist gemein

same Aufgabe von Staat und Gesellschaft. 

Das BMI sieht sich daher nicht nur als 

klassisches Sicherheits- und Verfassungs

ressort, sondern als Heimatressort auch 

gesellschaftspolitisch in der Mitverant

wortung, für ein friedliches Miteinander 

und guten Zusammenhalt in unserer Ge

sellschaft zu sorgen. Es ist federführend 

zuständig für die gesellschaftliche In

tegration und koordiniert die Integrati

onspolitik der Bundesregierung. Um den 

Fortbestand der demokratischen, plura

listischen Gesellschaft zu sichern, sieht 

sich das BMI verpflichtet, präventiv ge

gen jede Form von Extremismus, Antise

mitismus und anderen Phänomenen der 

gruppenbezogenen Menschenfeindlich

keit und Ausgrenzung zu wirken.  

Damit leistet das BMI wesentliche Bei

träge, um die globalen Nachhaltigkeits

ziele der Agenda 2030 und der Deutschen 

Nachhaltigkeitsstrategie zu erreichen, 

unterstrichen durch das dort verankerte 

Prinzip "Niemanden zurücklassen". Die 

im Jahr 2018 eingerichtete Abteilung Hei

mat im BMI verschafft diesem Prinzip 

ausdrücklich Rückhalt. Heimat ist nach 

unserem Verständnis dort, wo sich die 

Menschen wohl, akzeptiert und geborgen 

fühlen, wo sie das Gefühl haben, dazuzu

gehören und Bestandteil einer Gemein

schaft zu sein.  

Alle Menschen in Deutschland sollen 

gleiche Chancen auf Teilhabe und Parti

zipation haben und ein friedliches Leben 

frei von Diskriminierung führen können. 

Exklusion und das Zurücklassen von Be

völkerungsgruppen führt zu sozialen 

Spaltungen und wirkt sich negativ auf 

den Zusammenhalt in der Gesellschaft 

aus. Diversität wird bei aller Herausforde

rung als Bereicherung und Grundlage 

unseres Wohlstandes in unserem Land 

verstanden. Und sie wird auch als Teil 

unserer gewachsenen sprachlichen, reli

giösen und kulturellen Heterogenität res

pektiert und gefördert. 
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Gelingende Integration als tragende 

Säule des Zusammenhalts 

Insbesondere durch die erheblichen Mig

rationsbewegungen der vergangenen 

Jahre kommt der Integration eine große 

politische und gesellschaftliche Bedeu

tung zu. Integration drückt die Entwick

lung eines gemeinsamen Verständnisses, 

wie man in der Gesellschaft zusammen

lebt, als Ergebnis eines wechselseitigen 

Prozesses aus. Sie setzt deshalb einerseits 

die Aufnahmebereitschaft der Mehrheits

gesellschaft voraus; gleichwohl ist auch 

die Bereitschaft der Zugewanderten, die 

Regeln des Aufnahmelands zu respektie

ren und sich um die eigene Integration zu 

bemühen, unabdingbar. 

Jedem Zugewanderten, der berechtigt ist, 

über längere Zeit in Deutschland zu blei

ben und bereit ist, einen Beitrag in der 

Gesellschaft zu leisten und sich an die auf 

dem Grundgesetz beruhenden Normen 

des Zusammenlebens zu halten, müssen 

Chancen auf Teilhabe und Zugehörigkeit 

eröffnet sein. Schwerpunkte des BMI im 

Handlungsfeld Integration sind: 

• Der Zugang zu Integrationskursen 

wurde beschleunigt und die Ange

bote zur Sprachförderung und 

Wertevermittlung fortentwickelt. 

Die finanziellen Mittel für die In

tegrationskurse wurden erheblich 

aufgestockt (von rd. 269 Mio. Euro 

im Jahr 2015 auf rd. 720 Mio. Euro 

im Jahr 2019) und damit die Zahl 

der angebotenen Plätze in den In

tegrationskursen entsprechend 

deutlich erhöht. 

• Die Fachkommission zu den Rah

menbedingungen der Integrati

onsfähigkeit – ein unabhängiges 

Gremium mit 24 Mitgliedern aus 

Wissenschaft und Praxis – wird im 

Sommer 2020 einen Bericht vorle

gen mit mittel- bis langfristigen 

Empfehlungen zu wesentlichen 

integrationspolitischen Fragen. 

• Die Strukturförderung von Mig

rantenorganisationen (MO) auf 

Bundesebene wurde ausgebaut 

und kommt seit ihrem Beginn im 

Jahr 2013 derzeit 13 Dachorgani

sationen zugute. Ziel des Pro

gramms ist die Professionalisie

rung der Strukturen der MO. Au

ßerdem fördert das BMI das For

schungsprojekt „Migrantenorga

nisationen als Partnerinnen von 

Politik und Zivilgesellschaft“ beim 
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Sachverständigenrat deutscher 

Stiftungen für Integration und 

Migration (SVR), welches bis Ende 

2020 wichtige Hinweise zu Ar

beitsfeldern und Vielfältigkeit von 

MO geben soll. Auf diese Weise 

sollen MO und Politik sowie wei

tere zivilgesellschaftliche Einrich

tungen besser zusammenarbeiten 

und MO gezielter gefördert wer

den. 

• Die Integrationsforschung und -

messung wurde intensiviert und 

der SVR durch das BMI gefördert. 

• Das seit 30 Jahren bestehende 

Bundesprogramm „Integration 

durch Sport“ (IdS) wird fortlau

fend weiterentwickelt. Das Bun

desamt für Migration und Flücht

linge setzt das Programm gemein

sam mit dem Deutschen Olympi

schen Sportbund, den Lan

dessportbünden und lokalen 

Stützpunktvereinen bundesweit 

um. Ziel des derzeit mit 11,4 Mio. 

jährlich geförderten Programms 

ist es, Menschen mit Migrations

hintergrund dafür zu gewinnen, 

sich aktiv auf allen Ebenen des 

Sportvereinslebens einzusetzen – 

sowohl als Sporttreibende als auch 

als ehrenamtlich Engagierte. Über 

24.000 Menschen engagierten sich 

in 2018 dadurch freiwillig, z.B. als 

Übungsleiterinnen und Übungs

leiter, als Trainerinnen und Trai

ner sowie Freiwilligendienstleis

tende. Die Landessportbünde 

führten 3.700 programmeigene 

Angebote und Maßnahmen im 

Rahmen von IdS durch.  

Im Cluster 3: „Nachhaltige Raument

wicklung – starke Städte und Gemein

den“ wird sich dieser Bericht auch mit 

städtebaulichen Dimension von Integra

tion und gesellschaftlichem Zusammen

halt auseinandersetzen. 

 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt 

durch Förderung nationaler und deut

scher Minderheiten und Aussiedler

politik 

Der Einsatz zum Schutz und zur Förde

rung der vier nationalen Minderheiten in 

Deutschland (dänische Minderheit, friesi

sche Volksgruppe, deutsche Sinti und 

Roma, sorbisches Volk) trägt zum gesell

schaftlichen Zusammenhalt bei, indem er 

das Bewusstsein der nationalen Minder

heiten stärkt, anerkannter und gleichbe

rechtigter Teil der Gesellschaft zu sein, 

und zugleich durch Verbreitung von In

formationen über diese Minderheiten de
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ren Wahrnehmung durch die Mehrheits

bevölkerung als kulturelle Bereicherung 

und selbstverständlichen Teil der Gesell

schaft erhöht.  

Das BMI macht sich darüber hinaus für 

gesellschaftlichen Zusammenhalt auch 

über Landesgrenzen hinweg stark: Dies 

wird beispielsweise deutlich durch die 

Unterstützung des Engagements der Hei

matvertriebenenorganisationen zur För

derung des friedlichen Miteinanders mit 

den Völkern Ostmittel-, Ost-, und Süd

osteuropas oder durch die Förderung von 

Integrationsmaßnahmen, die die beson

dere Situation und die Bedürfnisse von 

(Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aus

siedlern berücksichtigen. 

 Auch die Förderung der etwa eine Mil

lion Angehörigen der deutschen Minder

heit in den Staaten Mittel- und Osteuro

pas und in den Nachfolgestaaten der 

Sowjetunion sowie der deutschen Min

derheit in Dänemark kann unter diesem 

Leitbild gelesen werden. 

Durch die in dieser Förderung zum Aus

druck kommende Verbundenheit mit z.T. 

auch weit entfernt lebenden ethnisch 

Deutschen wird das Vertrauen in eine 

umfassende Leistungsbereitschaft des 

deutschen Staates gestärkt. Insbesondere 

für die in Deutschland lebenden Lands

mannschaften, die das Schicksal und die 

Geschichte von mehr als 16 Mio. Vertrie

benen, (Spät-)Aussiedlerinnen und   

(Spät-)Aussiedlern widerspiegeln, trägt 

diese durch die Bundesregierung – und 

insbesondere durch das BMI – umfassend 

wahrgenommene Verpflichtung ent

scheidend dazu bei, dass sie sich mit ihrer 

deutschen Heimat noch intensiver iden

tifizieren. In Folge übernehmen sie ver

stärkt Verantwortung für sich und andere 

zum Wohle des gesellschaftlichen Zu

sammenhalts und bilden zudem eine 

enge kulturelle Brücke zu den deutschen 

Minderheiten im Ausland. 

 

Dialoge fördern mit Kirchen und an

deren Religionsgemeinschaften  

Mit ihrem Wirken und Engagement sind 

religiöse Gemeinschaften von großer Be

deutung für den Einzelnen und für den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt als 

Grundlage einer nachhaltigen Entwick

lung insgesamt. Das BMI würdigt die 

wichtige Rolle der Kirchen, Religions- 

und Weltanschauungsgemeinschaften 

für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 

als Identitätsstifter und Vermittler von 

Werten. Sie sind ein wichtiger Teil unse

rer Zivilgesellschaft und Partner des Staa

tes. Das BMI ist mit Vertreterinnen und 

Vertretern der Kirchen und Religionsge
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meinschaften zu wichtigen Themen un

serer Gesellschaft in ständigem Kontakt 

und fördert den interreligiösen Dialog.  

Verstärkt setzt sich das BMI zudem für 

die Förderung der jüdischen Gemein

schaft in Deutschland ein. So trägt das 

BMI durch einen Vertrag zur Erhaltung 

und Pflege des deutsch-jüdischen Kultur

erbes, zum Aufbau einer jüdischen Ge

meinschaft und zu den integrationspoli

tischen und sozialen Aufgaben des Zent

ralrats der Juden in Deutschland bei, der 

seinem Selbstverständnis nach für alle 

Richtungen innerhalb des Judentums of

fen ist. Der Zentralrat der Juden in 

Deutschland wird durch diesen Vertrag 

ebenso bei der Erfüllung seiner überregi

onalen Aufgaben und den Kosten seiner 

Verwaltung finanziell unterstützt. Im 

Jahr 2018 wurden die vertraglichen Mit

tel von 10 Mio. auf 13 Mio. Euro jährlich 

erhöht. Darüber hinaus unterstützt das 

BMI zahlreiche jüdische Institutionen o

der Organisationen, die sich dem christ

lich-jüdischen Dialog widmen, als insti

tutionelle Zuwendungsempfänger oder 

im Rahmen der Projektförderung.  

Als Forum für den Dialog mit den Musli

men bzw. ihren Vertretungen hat das 

BMI 2006 die Deutsche Islam Konferenz 

(DIK) ins Leben gerufen. In ihrer nun

mehr vierten Phase ist die DIK prakti

scher und mehr auf das Alltagsleben der 

Menschen ausgerichtet. Neben den gro

ßen Verbänden sind auch neue Initiati

ven von Muslimen in Deutschland ver

treten.  

In der aktuellen 19. Legislaturperiode un

terstützt das BMI mit einem neuen För

derprogramm insbesondere kleine und 

noch junge Moscheegemeinden darin, 

sich besser in ihrem lokalen Umfeld zu 

integrieren und enger mit den kommu

nalen Verwaltungen zusammenzuarbei

ten. Ein weiterer Schwerpunkt ist die 

Ausbildung des religiösen Personals isla

mischer Gemeinden in Deutschland. 

Imame, Prediger und Gemeindepädago

gen sollen zunehmend in Deutschland 

sozialisiert, ausgebildet und dann in Ge

meinden tätig werden.  

Zudem leistet die DIK mit Fachgesprä

chen und Workshops zu den Themen 

Antisemitismus unter Muslimen und Is

lam- beziehungsweise Muslimfeindlich

keit einen Beitrag zur Vorbeugung gesell

schaftlicher Polarisierung.  

Zuletzt bietet die DIK auch einen Rah

men für die innermuslimische Debatte 

über Fragen der Identitätsfindung und 

damit verbunden der Selbstorganisation 

von Muslimen in Deutschland. Das Ziel 

der DIK sind Fortschritte auf dem Weg zu 
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einem Islam in, aus und für Deutschland 

– einem Islam der deutschen Muslime.  

 

Gemeinsame Bekämpfung des Antise

mitismus von Bund und Ländern  

Wie wichtig die Bekämpfung von Antise

mitismus und die Förderung jüdischen 

Lebens in Deutschland ist, hat die Bun

desregierung mit der erstmaligen Ernen

nung eines eigens hierfür berufenen Be

auftragten im BMI unterstrichen. Zudem 

fließt über einen unabhängigen Bera

tungskreis Expertise aus Wissenschaft, 

Bildungspraxis und Zivilgesellschaft in 

die Arbeit des Beauftragten ein.

 

Eine im Juni 2019 gemeinsam mit der Mi

nisterpräsidentenkonferenz ins Leben ge

rufene Bund-Länder-Kommission (BLK), 

in der sich der Bund und die Länder re

gelmäßig über Strategien und die vielfäl

tigen Maßnahmen zur Bekämpfung von 

Antisemitismus austauschen und vernet

zen, unterstreicht die Zielsetzung, ver

stärkt gemeinsam an dieser Aufgabe zu 

arbeiten. Mit diesem Netzwerk setzt die 

Bundesregierung unter Führung des BMI 

ein klares Zeichen dafür, jüdisches Leben 

in Deutschland nachhaltig zu unterstütz

ten und den Antisemitismus entschlos

sen zu bekämpfen. 

 

Politische Bildung und Extremis

musprävention für mehr gesellschaft

lichen Zusammenhalt 

Extremistische, antisemitische und an

dere menschenfeindliche Einstellungen 

sind ein Angriff auf die Grundwerte un

serer demokratischen Ordnung und un

serer offenen, pluralistischen Gesellschaft 

und Gift für eine nachhaltige Entwick

lung. Die jüngsten Hassverbrechen führ

ten nicht nur zum Ausbau sicherheitsbe

hördlicher Maßnahmen, sondern unter

strichen die Notwendigkeit der Präventi

onsarbeit als gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe. Mit dem am 30. Oktober 2019 

beschlossenen Maßnahmenpaket zur Be

kämpfung des Rechtsextremismus und 

der Hasskriminalität hat die Bundesre

gierung beschlossen, die Präventionsar

beit gezielt auszuweiten und zu versteti

gen. Im Frühjahr 2020 wird das BMI ge

meinsam mit dem BMFSFJ dem Bundes

kabinett – in enger Abstimmung mit den 

anderen Ressorts – einen Bericht zur 

Stärkung der Präventionsarbeit vorlegen. 
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Mit dem Bundesprogramm „Zusammen

halt durch Teilhabe“ werden seit 2010 

Projekte in ländlichen und struktur

schwachen Räumen gefördert, die sich 

für eine selbstbewusste, lebendige und 

demokratische Gemeinwesenkultur ein

setzen, in der extremistische und verfas

sungsfeindliche Strukturen keinen Platz 

finden. Im Mittelpunkt stehen hierbei 

Aktive und ehrenamtlich Engagierte in 

überregional tätigen Vereinen und Ver

bänden. Sie werden u. a. zu verbandsin

ternen Demokratieberatern ausgebildet, 

die innerhalb ihrer Organisation für das 

Erkennen antidemokratischer und ver

fassungsfeindlicher Haltungen sensibili

sieren, in Konfliktfällen beraten und die 

Entwicklung von Präventionsstrategien 

anregen und begleiten können. Das Bun

desprogramm wird jährlich mit 12 Mio. 

Euro gefördert.  

Die Stärkung politischer Kompetenz und 

Teilhabe sowie die Auseinandersetzung 

mit extremistischem Denken und Han

deln ist zudem eine der wichtigsten Auf

gaben der Bundeszentrale für politische 

Bildung (BpB), die dem Geschäftsbereich 

des BMI zugeordnet ist. Die BpB hat ein 

umfangreiches Angebot an Bildungspro

dukten für unterschiedliche Zielgruppen. 

Dies beinhaltet Veranstaltungen zur Aus

einandersetzung mit aktuellen Formen 

des Extremismus sowie gezielte Fortbil

dungen für Multiplikatoren, aber auch 

verschiedene Informationsangebote. 

Darüber hinaus engagiert sich die BpB in 

der Förderung anerkannter Träger der 

politischen Bildungsarbeit in ganz 

Deutschland. Zentrales Anliegen ist es, zi

vilgesellschaftliche Kräfte zu unterstüt

zen, die sich gegen Extremismus und An

tisemitismus einsetzen. Insgesamt stehen 

2020 rund 35 Mio. Euro für die politische 

Bildungsarbeit sowie rund 13,9 Mio. Euro 

für Zuschüsse bereit. 

 

Ehrenamtliches und bürgerschaftli

ches Engagement für eine starke Ge

meinschaft 

Ehrenamtliches und bürgerschaftliches 

Engagement schafft die Grundlage dafür, 

dass die Bürgerinnen und Bürger am so

zialen, gesellschaftlichen und kulturellen 

Leben teilnehmen können. Ehrenamt 

und bürgerschaftliches Engagement för

dern das gegenseitige Verständnis und 

die Identifikation mit der Gesellschaft. 

Sie sind damit wesentliche Bestandteile 

eines offenen und partizipativen gemein

schaftlichen Lebens, wirken in hohem 

Maße integrativ und leisten somit einen 

wichtigen Beitrag zur Sicherung des sozi

alen Friedens und des gesellschaftlichen 
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Zusammenhalts. Eine nachhaltige Gesell

schaftsentwicklung wäre ohne dieses En

gagement undenkbar. 

Ehrenamtliches und bürgerschaftliches 

Engagement bedarf der Unterstützung 

bei der Bewältigung aktueller Herausfor

derungen. Gerade in strukturschwachen 

und ländlichen Räumen sind Ehrenamts- 

und Engagementstrukturen teilweise nur 

schwach ausgeprägt und durch den de

mografischen Wandel bedroht. Gleich

zeitig haben sich die Rahmenbedingun

gen und Formen des ehrenamtlichen und 

bürgerschaftlichen Engagements in den 

letzten Jahren zunehmend gewandelt. 

Neben den traditionellen und in festen 

Strukturen verankerten Formen des En

gagements haben sich neue Formen, etwa 

im informellen oder digitalen Bereich, 

herausgebildet. 

Das BMI hat kürzlich gemeinsam mit 

dem BMFSFJ und dem BMEL die Deut

sche Stiftung für Engagement und Eh

renamt mit Sitz in Neustrelitz auf den 

Weg gebracht. Die Stiftung soll als zent

rale Anlaufstelle auf Bundesebene Ser

viceangebote wie Beratung und Qualifi

zierung für ehrenamtlich und bürger

schaftlich Engagierte bereitstellen. Sie 

soll Vereine und Initiativen bei der Wei

terentwicklung ihrer Organisationsstruk

turen und Professionalisierung begleiten. 

Die Stiftung wird Innovationen – insbe

sondere in der Digitalisierung – fördern, 

Engagement- und Ehrenamtsstrukturen 

stärken sowie Bund, Länder, Kommunen, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft vernet

zen. Begleitend zu ihren Aufgaben unter

stützt die Stiftung auch Forschungsvor

haben und stellt damit sicher, dass sich 

die Tätigkeit der Stiftung eng an den Be

darfen der Ehrenamtlichen orientiert. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben soll die Stif

tung perspektivisch mit 75 Beschäftigten 

und 30 Mio. Euro jährlich ausgestattet 

werden. 
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Cluster 3: Gleich

wertige Lebensver

hältnisse in ganz 

Deutschland 

Alle Menschen in 

Deutschland sollen dort 

leben können, wo sie le

ben möchten. An jedem 

dieser Orte sollen sie die 

gleichen Möglichkeiten 

zur Teilhabe an der Ge

sellschaft und am Ar

beitsleben haben. Jeder 

wird subjektive Wertun

gen vornehmen und un

terschiedliche Ansprüche an die Gleich

wertigkeit stellen. Klar ist aber, dass jeder 

an einem Ort wohnen möchte, der at

traktiv und lebenswert ist und der min

destens eine erreichbare Grundversor

gung sicherstellt.  

 

 

 

 
2 Die Kommission hatte den Auftrag 

• eine gerechte Verteilung von Resour
cen und Möglichkeiten für alle in 
Deutschland lebenden Menschen zu 
untersuchen, 

Kommission Gleichwertige Lebens

verhältnisse 

Die Bundesregierung hat deshalb im Juli 

2018 die Kommission „Gleichwertige Le

bensverhältnisse“ (KomGL) eingesetzt2.  

Das BMI hatte den Vorsitz der Kommis

sion. Co-Vorsitzende waren das BMEL 

und das BMFSFJ. In der Kommission ha

ben alle Bundesressorts, alle Länder und 

die kommunalen Spitzenverbände (Deut

scher Landkreistag, Deutscher Städtetag 

und Deutscher Städte- und Gemeinde

bund) mitgewirkt. 

 

Auf der Grundlage der Analysen und 

Empfehlungen der Facharbeitsgruppen 

der KomGL wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung der aktiven Struktur

politik erarbeitet. Die Bundesregierung 

hat diese am 10. Juli 2019 zur Kenntnis 

genommen und zwölf prioritäre Maß

nahmen zur Umsetzung der Ergebnisse 

• Vorschläge zur Stärkung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
zu machen, 

• alle Aspekte der Daseinsvorsorge ge
nauso wie gezielte Strukturverstärkun
gen in den Ländern und Kommunen in 
den Blick zu nehmen. 
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der Kommission und zur Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse be

schlossen: 

• mit einem neuen gesamtdeut

schen Fördersystem struktur

schwache Regionen gezielt för

dern 

• Arbeitsplätze in strukturschwache 

Regionen bringen 

• Breitband und Mobilfunk flächen

deckend ausbauen 

• Mobilität und Verkehrsinfrastruk

tur in der Fläche verbessern 

• Dörfer und ländliche Räume stär

ken 

• Städtebauförderung und sozialen 

Wohnungsbau voranbringen 

• eine faire Lösung für kommunale 

Altschulden finden 

• Engagement und Ehrenamt stär

ken 

• Qualität und Teilhabe in der Kin

dertagesbetreuung sichern 

• Barrierefreiheit in der Fläche ver

wirklichen 

• das Miteinander der Bürgerinnen 

und Bürger in den Kommunen 

fördern 

• Gleichwertige Lebensverhältnisse 

als Richtschnur setzen 

Zugleich hat sie einen Staatssekretärsaus-

schuss unter Leitung des BMI eingesetzt, 

der die Umsetzung der Kommissionser

gebnisse steuern und nachhalten soll. 

Dieser Ausschuss wird sich explizit auch 

mit dem Aspekt der Strukturpolitik unter 

dem Leitbild nachhaltiger Entwicklung 

befassen. 

 

Neue aktive Strukturpolitik für gleich

wertige Lebensverhältnisse 

Lebendige und zukunftsfähige Regionen 

zeichnen sich dadurch aus, dass die Men

schen Wahlmöglichkeiten für ihre per

sönliche und berufliche oder auch unter

nehmerische Entwicklung haben. Die 

deutsche Wirtschaft entwickelt sich im 

internationalen Vergleich stabil. Trotz

dem sind die Chancen auf wirtschaftli

ches Wachstum, attraktive Arbeitsplätze 

und soziale Teilhabe innerhalb Deutsch

lands regional ungleich verteilt. Anliegen 

der Heimatpolitik des BMI ist es daher, 

die benachteiligten und ländlichen 

Räume in ihrer Entwicklung zu unter

stützen. Ziel ist es, den sozialen Zusam

menhalt zu stärken und niemanden zu

rückzulassen. Eine nachhaltige Struktur

politik umfasst hierfür eine konsequente 

Förderpolitik für strukturschwache Regi

onen überall in Deutschland, eine aktive 

und bedarfsgerechte Arbeitsmarktpolitik 

sowie eine zielgerichtete Standortpolitik 
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für Verwaltung, Forschung und Wirt

schaft. 

 

Die Teilhabe der Menschen an Entschei

dungs- und regionalen Entwicklungspro

zessen sind deshalb zu ermöglichen und 

zu fördern. Dies gilt ebenso für Koopera

tionen auf allen Ebenen. Die Erfolge der 

strukturpolitischen Maßnahmen sind 

nachzuhalten und Instrumente an aktu

elle Herausforderungen wie dem demo

grafischen und digitalen Wandel anzu

passen. Um eine solche nachhaltige und 

aktive Strukturpolitik voranzubringen, 

setzt das BMI sich für eine intensive ress

ortübergreifende Zusammenarbeit ein. 

 

Strukturschwache Regionen gezielt 

fördern 

Anliegen der Heimatpolitik ist es, dass 

Förderhilfen für die regionale Entwick

lung dort eingesetzt und bestmöglich 

wirksam werden, wo sie am dringendsten 

gebraucht werden. Zeitgemäße und 

nachhaltige Strukturpolitik folgt hierfür 

bestimmten Prämissen. Förderangebote 

müssen sich am Bedarf der Handelnden 

in den Städten und Kommunen orientie

ren und ihnen die erforderlichen Gestal

tungsspielräume eröffnen. Die wirt

schafts- und finanzpolitischen Instru

mente sind so zu gestalten, dass sie zu ei

ner gerechten Verteilung von Wachs

tums- und Entwicklungschancen führen. 

Mit einem breiten Blick sollte die Förde

rung von Industrie, ländlicher Entwick

lung, Innovation und Humankapital ge

meinsam betrachtet werden, damit Fach

politiken sich gut ergänzen und in ihrem 

Effekt verstärken können. Der technolo

gische Fortschritt und das Engagement 

der Zivilgesellschaft können für eine in

klusive Politik für gleichwertige Lebens

verhältnisse einen wichtigen Beitrag leis

ten.  

Als neue Schaltstelle für die deutsche Re

gionalpolitik hat die Bundesregierung 

zum 01.01.2020 ein gesamtdeutsches För

dersystem für strukturschwache Regio

nen eingerichtet. Das Fördersystem ist 

unter Beteiligung der Länder und kom

munalen Spitzenverbände entwickelt 

worden und hat den Solidarpakt II abge

löst. Mit der Umsetzung des Fördersys

tems wurde die erste der zentralen 

Schlussfolgerungen der bereits erwähn

ten Kommission „Gleichwertige Lebens

verhältnisse“ umgesetzt. Das gesamtdeut

sche Fördersystem richtet sich an die 
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strukturschwachen Regionen überall in 

Deutschland. Durch das BMWi gesteuert, 

bündelt es Förderprogramme zu den 

Themen Investitions- und Wachstumsfi

nanzierung, Innovation, Daseinsvorsorge, 

Breitbandförderung, ländliche Entwick

lung sowie Städtebau. Bei der Regional

politik erhalten zudem demografische 

Indikatoren inklusive der Entwicklungs- 

und Erwerbspotenziale sowie Wande

rungsbewegungen zukünftig einen deut

lich stärkeren Stellenwert als bisher. 

 

 

Demografischer Wandel 

Deutschland ist Schauplatz eines ausge

prägten demografischen Wandels. Die 

demografischen Strukturveränderungen, 

die einen Trend zu einer älter werdenden 

Bevölkerung vorzeichnen, sind weit vo

rangeschritten. Bereits heute ist jede 

zweite Person in Deutschland älter als 45 

und jede fünfte Person älter als 66 Jahre. 

Die Jahrgänge der Babyboomer-Genera

tion von 1955 bis 1970 sind aber inzwi

schen in ein höheres Erwerbsalter aufge

rückt und die ersten Jahrgänge werden in 

den 20er Jahren aus dem Erwerbsleben 

ausscheiden. Die Altersgruppe der über 

67-Jährigen wird voraussichtlich in den 

nächsten zwei Jahrzehnten um weitere 5 

bis 6 Mio. auf mindestens 20,9 Mio. Per

sonen anwachsen. Gleichzeitig erlebt 

Deutschland eine ungewöhnlich starke 

Zuwanderung vor allem junger Men

schen und tendenziell steigende Gebur

tenzahlen. 

Eine Kernfrage ist, ob bei einer Weiter

führung der bisherigen Politik das An

spruchsniveau an den Staat gehalten und 

bestehende Verpflichtungen in den alte

rungsabhängigen Bereichen Rente, Ar

beitsmarkt, Gesundheit nachhaltig be

dient werden können. Das ist für das Ver

trauen in die langfristige Handlungsfä

higkeit des Staates essenziell. 

Die Demografiestrategie der Bundesre

gierung sieht daher ein Bündel von Maß

nahmen auf den verschiedensten Hand

lungsfeldern vor, die Teilhabechancen 

für alle, die Stabilität unseres Gemeinwe

sens und letztlich die Voraussetzungen 

für eine funktionierende Demokratie si

chern. 
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Sicherung des Zugangs zu Angeboten 

der Grundversorgung und Daseins

vorsorge 

Die Grundlage für die Schaffung gleich

wertiger Lebensverhältnisse sind gute 

und erreichbare Angebote der Daseins

vorsorge.  

Eine gute, flächendeckende medizinische 

und pflegerische Versorgung von Beginn 

bis zum Ende des Lebens, unabhängig 

von Einkommen und Wohnort, zählt den 

wesentlichen Aspekten der Daseinsvor

sorge. Dafür sind stetige Anpassungen 

und bedarfsorientierte Innovationen not

wendig, die auf Grundlage des Zusam

menspiels von Nachhaltigkeit und be

darfsorientierter Effektivität einbezogen 

werden. So liegen in der Überwindung 

von ambulanter und stationärer Sekto

rengrenze zukünftige Aufgabenschwer

punkte, die die Qualität der Gesundheits

versorgung in Stadt und Land erweitern 

kann. 

Auch der Ausbau und die Verbesserung 

der Bildungs- und Betreuungsstrukturen 

ist gerade für die strukturschwachen Re

gionen in den Blick zu nehmen. Eine fun

dierte Grundbildung und eine gute Allge

meinbildung sind unabdingbar als 

Schlüssel für gesellschaftliche Teilhabe. 

Unsere Gesellschaft verändert sich im

mer schneller und dies wiederum stellt 

neue und höhere Anforderungen an uns 

und unser Bildungssystem. Nicht nur 

einmal erlerntes Wissen ist gefragt, son

dern ein gutes Grundwissen und ein le

bensbegleitendes Lernen in allen Lebens

phasen. 

Arbeitsplätze vor Ort geben wichtige 

strukturpolitische Impulse und Men

schen wollen in ihrer Heimat erwerbstä

tig sein. Die Arbeit sollte also zu den 

Menschen kommen – nicht umgekehrt. 

Die Bundesregierung will mit Neu- und 

Ausgründungen von Bundesbehörden 

und Ressortforschungseinrichtungen 

qualifizierte Beschäftigungsmöglichkei

ten gezielt in strukturschwachen Regio

nen schaffen gegeben.  

 

Mobilität und Technologie 

Wir benötigen eine zukunftsfähige und 

flächendeckende Breitband- und Mobil

funkversorgung, damit alle Regionen, 

Haushalte und Unternehmen gleicher

maßen von den Vorzügen der Digitalisie

rung profitieren können – nicht nur in 

den großen Ballungszentren, sondern ge

rade auch in ländlichen Regionen. Dem 

flächendeckenden und zügigen Ausbau 

der Glasfaser- und Mobilfunknetze 

kommt daher für die Schaffung gleich

wertiger Lebensverhältnisse besondere 

Bedeutung zu. Diese Zielsetzung hat das 
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BMI u.a. auch bei der Verschärfung der 

Versorgungsauflagen der 5G-Fre

quenzauktion der Bundesnetzagentur im 

letzten Jahr wie auch bei der Erstellung 

der Mobilfunkstrategie der Bundesregie

rung verfolgt, die am 18. November 2019 

vom Bundeskabinett beschlossen wurde. 

Mobilität ist der Schlüssel, um Einrich

tungen der Daseinsvorsorge und Arbeits-

orte zu erreichen und am sozialen und 

kulturellen Leben teilzuhaben. Kleine 

Kommunen mit Verflechtungen in die 

nächstgrößeren Orte sind dabei beson

ders herausgefordert. Die nächste Arzt

praxis, der nächste Sportverein sind oft 

weit entfernt. Daher ist gerade im ländli

chen Raum die Sicherung der Mobilität 

eine wichtige staatliche Aufgabe.  

Mobilitätsarten dürfen dabei nicht sepa

rat und isoliert betrachtet werden: Es 

geht um maßgeschneiderte und flexible 

Mobilitätskonzepte, die sich auch dem 

stetigen Wandel von Bevölkerungsstruk

tur und Gewerbeansiedlungen anpassen. 

Ein ausgewogener Mobilitätsmix zum 

Beispiel zwischen Individualverkehr mit 

Auto oder Rad, Carsharing-Modellen so

wie liniengebundenen und bedarfsbezo

genem öffentlichen Personenverkehr 

dient dazu, auch unter Umweltgesichts

punkten die Verkehrsbelastung zu redu

zieren und Mobilität zu ermöglichen. 

Mobilität findet vor Ort statt. Jede Region 

in ihrer geographischen und demogra

phischen Gegebenheit braucht hierbei 

unterschiedliche Lösungsansätze. Dabei 

kommt es darauf an, Erfahrungen für an

dere nutzbar zu machen. Daher hat das 

BMI ein Projekt aufgesetzt, um Kommu

nen bei der Suche nach geeigneten Mobi

litätsansätzen zu helfen. Ziel ist hierbei 

der Aufbau von Mobilitätsnetzwerken in 

den Bundesländern und länderübergrei

fend. Mobilitätsmaßnahmen, Umset

zungshinweise und Praxisbeispiele wer

den darüber hinaus in einem Mobilitäts

portal strukturiert dargestellt. 

 

Regionale und kulturelle Identität 

Kultur spielt für die persönliche Lebens

qualität der Menschen eine wesentliche 

Rolle. Die Möglichkeit zur Teilhabe an 

kulturellen Aktivitäten in strukturschwa

chen Regionen, besonders im ländlichen 

Raum, stärkt die Gleichwertigkeit der Le

bensverhältnisse. Kulturangebote in 

strukturschwachen Regionen setzen Rah

menbedingungen voraus, die kulturelle 

Aktivitäten vor Ort erst ermöglichen. 

Dies können so unterschiedliche Aspekte 

sein wie die Bereitstellung von nutzbaren 

Räumlichkeiten oder der Möglichkeit, 

sich mit Kulturschaffenden aus anderen 

Regionen auszutauschen. Das BMI und 
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die gesamte Bundesregierung wirken da

rauf hin, Rahmenbedingungen zu schaf

fen und zu erhalten, die den Menschen in 

Deutschland die Teilhabe an Kultur er

möglichen.  

Darüber hinaus wollen die Menschen in 

den verschiedenen Regionen Deutsch

lands mit ihren regionalen und kulturel

len Besonderheiten wertgeschätzt wer

den. Es gilt identitätsstiftende Merkmale, 

wie etwa Baudenkmäler, Kulturstätten, 

traditionelles Handwerk, Brauchtum und 

andere gelebte Traditionen sowie imma

terielle und materielle Werte einer Re

gion zu erhalten und zu pflegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

EXKURS: Elektronische Nachhaltig

keitsprüfung eNAP 

Zur Berücksichtigung der Nachhaltig

keitskriterien bei durch die Bundesregie

rung initiierten Rechtsetzungsverfahren 

der einzelnen Ressorts, wurde am 

01.03.2018 die elektronische Nachhaltig

keitsprüfung (eNAP) als Prototyp der IT-

Maßnahme „E-Gesetzgebung“ der IT-Kon

solidierung Bund durch das BMI vorge

stellt. Dieser steht nun bis zum Wirkbe

trieb und vollständigen Integration in die 

E-Gesetzgebung in dieser Form für ex-ante 

Nachhaltigkeitsprüfungen zur Verfügung. 

eNAP soll dazu beitragen, die Qualität der 

Nachhaltigkeitsprüfung zu verbessern und 

gleichzeitig die Durchführung der Prüfung 

zu erleichtern, mit dem Ziel, alle relevan

ten Regelungsvorhaben auf ihre Auswir

kungen auf die nationale und globale Um

setzung der SDG zu prüfen. Der Prototyp 

steht unter www.enap.bund.de frei zur 

Verfügung und kann grundsätzlich für alle 

Regierungsentscheidungen genutzt wer

den. Er steht auch allen gesellschaftlichen 

Akteuren für ihre Programme und Strate

gien frei zur Verfügung. 
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Cluster 3: Nach

haltige Raument

wicklung – starke 

Städte und Ge

meinden  

Eine nachhaltige Entwicklung zielt auf 

eine ausgewogene Entwicklung aller Le

bensbereiche ab, die wirtschaftliche, sozi

ale und ökologische Belange gleicherma

ßen und ressourcenschonend berück

sichtigt. Eine nachhaltige Raumentwick

lung ist die planungsrechtlich verankerte 

zentrale Leitvorstellung sowie inhaltsbe

stimmendes Prinzip der Raumordnung 

auf Ebene des Bundes, der Länder und 

Regionen. 

Auch für die nationale Stadtentwick

lungspolitik der Bundesregierung, die 

sich aus der Leipzig-Charta zur nachhalti

gen europäischen Stadt ableitet, ist das 

Prinzip der Nachhaltigkeit handlungslei

tend.  

Es ist Aufgabe der Raumordnung von 

Bund und Ländern, überörtlich und fach

übergreifend für einen planerischen Aus

gleich der vielfältigen Nutzungen und 

Funktionen des Gesamtraums und seiner 

Teilräume zu sorgen. Die Raumordnung 

vermittelt zwischen den unterschied

lichsten Interessen und Belangen und 

stimmt die verschiedenen Anforderun

gen an den Raum aufeinander ab. Dabei 

sind Raumnutzungskonflikte zwischen 

Siedlungs- und Verkehrsentwicklung, 

Natur- und Freiraumschutz sowie land

wirtschaftliche Belange miteinander in 

Einklang zu bringen. Eine vorausschau

ende Planung soll sicherstellen, dass auch 

mittel- und langfristig ausreichende 

räumliche Entwicklungs- und Nutzungs

möglichkeiten bestehen. Die Bundes

raumordnung leistet damit einen wichti

gen Beitrag, gleichwertige Lebensverhält

nisse zu schaffen.  

 

Neue Herausforderungen 

Gleichwohl stellen sich ändernde Rah

menbedingungen und zunehmende ge

sellschaftliche sowie ökologische Ansprü

che als Herausforderung dar. Beispiels

weise erschweren die Zunahme von flä

chenbezogenen Nutzungskonflikten so

wie zunehmende Akzeptanzprobleme ge

genüber räumlicher Planung die Aufgabe 

der Raumordnung, sorgfältig zwischen 

wirtschaftlichen, ökologischen und sozia

len Belangen abzuwägen. Die Nachfrage 

nach Flächen für die Siedlungsentwick

lung und den Wohnungsbau, die zuneh

mende individuelle Mobilität oder der 

Bau großer Leitungstrassen stellen 

ebenso verstärkte Ansprüche an den 



  
 

26 

Raum, wie der Schutz von Natur und 

Umwelt oder Anpassungserfordernisse 

an den Klimawandel. Hinzu kommt, dass 

die Unterschiede zwischen den Regionen 

Deutschlands zunehmen. Die Disparitä

ten zwischen wachsenden und schrump

fenden bzw. wirtschaftlich florierenden 

und wirtschaftlich stagnierenden Teil

räumen stellen eine größer werdende 

Herausforderung dar. 

 

 

Strategische Leitbilder 

Um vielfältige Konflikte und Folgekosten 

zu vermeiden und Synergieeffekte zu 

nutzen, bedarf es einer aktiven Gestal

tung in den unterschiedlichen Bereichen 

(Demografie, Klimaschutz, Daseinsvor

sorge, Energiewende). Die von der Minis

terkonferenz für Raumordnung 2016 ver

abschiedeten „Leitbilder und Handlungs

strategien für die Raumentwicklung in 

Deutschland“ bilden hierfür die gemein

same Raumentwicklungsstrategie. Bund 

und Länder orientieren ihre Raumord

nungs- und Raumentwicklungspolitik an 

vier strategischen Leitbildern:  

• Wettbewerbsfähigkeit stärken 

• Daseinsvorsorge sichern 

• Raumnutzungen steuern und 

nachhaltig entwickeln sowie 

• Klimawandel und Energiewende 

gestalten. 

Die Leitbilder ergänzen die gesetzlich 

festgelegten und verbindlichen Ziele und 

Grundsätze der Raumordnung und wei

sen die Aufgabenschwerpunkte der 

Raumordnung aus. Diese sind von den 

Ländern und den Regionen im jeweiligen 

Maßstab auszuformen und zu konkreti

sieren.  

Auf das BMI kommt hier eine besondere 

Verantwortung zu. Neben der Wahrneh

mung seiner rechtlichen Kompetenzen 

unterstützt es Regionen, Kommunen, 

Wirtschaft und Fachressorts dabei, klare 

Ziele für die räumliche Entwicklung zu 

formulieren. Dabei stellt das BMI mit sei

nem Geschäftsbereich u. a. die notwendi

gen Informationsgrundlagen bereit, bei

spielsweise durch die laufende Raumbe

obachtung zum Stand der räumlichen 

Entwicklungen, den Deutschlandatlas o

der den geplanten Waldbrandatlas.  
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Projekte und Modellvorhaben  

Darüber hinaus initiiert und fördert das 

BMI im Rahmen seiner aktiven Heimat

politik Projekte und Modellvorhaben der 

Raumordnung, um innovative und Ent

wicklungsansätze im Sinne einer nach

haltigen Regionalentwicklung in den ver

schiedenen Regionen zu unterstützen 

und überregional bekannt zu machen. 

Dazu zählen beispielsweise Projekte zur 

• Stärkung der polyzentrischen, ko

operativen Raumentwicklung 

durch Weiterentwicklung von Ko

operationsstrukturen zwischen 

städtischen und ländlichen Räu

men, 

• Weiterentwicklung regionaler 

und interkommunaler Kooperati

onen bei Themen der Daseinsvor

sorge, beim Schutz des Klimas und 

bei planerisch erforderlichen An

passungsmaßnahmen, 

• Weiterentwicklung planerischer 

Instrumente, 

• Digitalisierung von Planungspro

zessen und -verfahren, 

• Koordination und Abstimmung 

von Raumordnung und Fachpla

nung auf Bundes- und Landes

ebene bei den für die Energie

wende notwendigen raumbedeut

samen Maßnahmen (z. B. Flächen

ausweisungen für Erneuerbare 

Energien, Stromnetzausbau). 

Angesichts der großen Hochwasserschä

den in den letzten beiden Jahrzehnten 

und des größer werdenden Hochwasser

risikos aufgrund des Klimawandels, be

darf es nach Ansicht der Bundesregie

rung eines verbesserten Hochwasser

schutzes in Deutschland. 

Das BMI entwirft daher einen länder

übergreifenden Raumordnungsplan für 

den Hochwasserschutz, um Gefahren für 

Menschen und die für sie unverzichtba

ren Infrastrukturen vorbeugend und 

nachhaltig abzuwehren.  

Die Raumordnungspläne für die deutsche 

ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) in 

der Nordsee und in der Ostsee aus dem 

Jahr 2009 werden derzeit fortgeschrieben. 

In den Plänen werden die unterschiedli

chen Nutzungsinteressen im Meeresbe

reich koordiniert mit dem Ziel einer 

nachhaltigen Raumentwicklung. Unter 

anderem werden große Flächen für die 
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Offshore-Windenergie als notwendigem 

Teil der Energiewende gesichert.  

 

Territorialer Zusammenhalt in der EU 

Fragen und Herausforderungen der 

Nachhaltigkeit sind auch im europäi

schen Kontext des territorialen Zusam

menhalts wichtig. Dies wird während der 

deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020 

ein Thema der Heimat- und Raumord

nungspolitik des BMI sein und in die 

Neufassung der Territorialen Agenda der 

Europäischen Union 2020 – dem Grund

satzdokument für die europäische Raum

entwicklungspolitik der nächsten Jahre – 

einfließen. Das BMI tritt hier ausdrück

lich für Ziele ein wie 

• die Verringerung von regionalen 

Disparitäten, 

• die nachhaltige digitale und physi

sche Verbindung von Orten, 

• starke und nachhaltige lokale 

Wirtschaftsstrukturen in einer 

globalisierten Welt, 

• Förderung von europäischen Kon

zepten und Maßnahmen zur An

passung an den Klimawandel und  

• Stärkung der grenzüberschreiten

den regionalen Zusammenarbeit. 

Mit der Verabschiedung der neuen Terri

torialen Agenda 2030 soll zugleich der 

Startschuss für mehrere Pilotaktionen zu 

deren Umsetzung gegeben werden.  

Deutschland unterstützt eine nachhaltige 

transnationale Raumentwicklung auch 

im Rahmen von Projekten der Interreg 

B-Programme und fördert sie durch das 

Bundesprogramm „Transnationale Zu

sammenarbeit“.  

 

Geodaten – unerlässliche Grundlage 

für nachhaltige Raumentwicklung 

Um Räume – sei es aus der regionalen, 

nationalen, europäischen oder sogar glo

balen Betrachtungsperspektive – nach

haltig zu gestalten, bedarf es zunächst 

umfangreicher und verlässlicher Grund

lagendaten zur Erdbeobachtung und Po

sitionsbestimmung, sogenannte Geoda

ten. Diese können beispielsweise dabei 

helfen, sich besser gegen Naturkatastro

phen zu wappnen, indem sie Aussagen 

über Veränderungen des Meeresspiegels 

oder der Erdkrustenbewegungen treffen. 

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele 

wird nur mit Unterstützung von validen 

und aktuellen Geodaten sowie einem ein

heitlichen globalen geodätischen Refe

renzsystem gelingen können, welches 
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den Ist-Zustand der Erde erfasst und Ver

änderungen überwacht.  

Die Darstellung zeigt einen Bereich der Hansestadt Hamburg. Im 
Hintergrund ist ein Ausschnitt des RapidEye-Mosaiks zu sehen, 
der partiell von Informationen des Landbedeckungsmodells 
Deutschland (LBM-DE) überlagert wird. Visualisiert wurden Infor
mationen der Landbedeckung (links oben), der Landnutzung (links 
unten), sowie des Vegetations- (rechts unten) und Versiegelungs
anteils (rechts oben). 

Die Verwendung von Methoden und 

Geodaten für die Indikatorenberechnung 

wird derzeit global, regional und national 

diskutiert. Hierbei fällt dem im Ge

schäftsbereich des BMI angesiedelten 

Bundesamt für Kartographie und Geodä

sie (BKG) eine tragende Rolle zu. Das BKG 

ist auf allen Ebenen ein kompetenter 

Partner in diesen Aufgabenfeldern. Dies 

betrifft auch das nationale SDG-Monito

ring für die geodatenrelevanten Indikato

ren. Die vom BKG bereitgestellten Geo

daten und Geodatendienste werden zum 

einen im nationalen Monitoring genutzt. 

Das BKG unterstützt Bundesbehörden 

zum anderen auch bei der Entwicklung 

von Methoden zur Berechnung der 

Nachhaltigkeitsindikatoren z.B. aus satel

litengestützten Erdbeobachtungen. Letzt

endlich liegt eine große Chance in der 

stärkeren Vernetzung der geodatenhal

tenden Stellen des Bundes und der Län

der mit den statistischen Behörden in 

Bund und Ländern.  

 

Vom Raum aus die Stadt denken 

Die Bundesregierung unter Federführung 

des BMI fördert die Städte und Gemein

den bei ihrer nachhaltigen Entwicklung. 

Grundlage dafür ist die „Leipzig-Charta 

zur nachhaltigen europäischen Stadt“, die 

2007 auf deutsche Initiative im Rahmen 

der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 

von den EU-Mitgliedstaaten beschlossen 

wurde. Die Leipzig-Charta wird von der 

Bundesregierung im Rahmen der Natio

nalen Stadtentwicklungspolitik umge

setzt. Die Programme unterstützen die 

Kommunen darin, ihre Entwicklung so

zial, ökologisch und ökonomisch nach

haltig zu gestalten und förderliche 

Governancestrukturen zu schaffen. Eine 

der zentralen Handlungsebenen der Um

setzung ist dabei das Quartier. 

Die im Jahr 2007 unter der letzten deut

schen Ratspräsidentschaft erarbeitete 

Leipzig Charta wird 2020 novelliert. Trotz 

der Tatsache, dass auch die Charta von 

2007 die Aufgaben moderner Stadtent

wicklung nach wie vor treffend be

schreibt, haben sich doch wichtige Ver

änderungen ergeben. Die neue Leipzig-
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Charta soll für die Städte drei Dimensio

nen formulieren: die „grüne Stadt“, die 

„gerechte Stadt“ und die „produktive 

Stadt“. 

Kompakte städtische Strukturen ermögli

chen in der „grünen Stadt“ einen effizien

ten Ressourceneinsatz, z. B. für eine 

nachhaltige Mobilität sowie wirksame 

Maßnahmen für die Gesundheit der Be

völkerung und für den Klimaschutz. Die 

„gerechte Stadt“ bietet in sozial ausgewo

genen und gemischten Stadtquartieren 

allen Bürger/-innen den Zugang zu sozia

len Diensten, Kultur und Mobilität 

ebenso wie gute soziale Teilhabe. Die 

„produktive Stadt“ produziert auf einer 

starken wirtschaftlichen Basis nachhal

tige Güter und Dienstleistungen und bie

tet ihren Bürger/-innen zukunftsfähige 

Arbeitsplätze. Die Digitalisierung betrifft 

dabei alle drei Dimensionen und kann 

die Stadtentwicklung als umfassende 

Querschnittsdimension stärken. Mithilfe 

maßvoll eingesetzter digitaler Technolo

gien können Städte und Gemeinden um

fassend dazu beitragen, die Ressourcenef

fizienz und Lebensqualität deutlich zu 

steigern. 

 

Weiterentwicklung Städtebauförde

rung: Einfacher, flexibler, grüner  

Städtebauförderung ist darauf ausgerich

tet, Städte und Gemeinden als Wirt

schafts-, Kultur- und Wohnstandorte zu 

stärken. Zudem unterstützt die Städte

bauförderung den sozialen Zusammen

halt und die Integration aller Bevölke

rungsgruppen. Zu den Förderzielen gehö

ren auch der Klima- und Umweltschutz. 

Maßnahmen des Klimaschutzes bzw. der 

Klimaanpassung sind ab 2020 sogar zwin

gende Fördervoraussetzung geworden, so 

dass diese Ziele in der Förderpraxis deut

lich gestärkt werden. 

Der Bund stellt wie bereits in den vergan

genen Jahren auch für das Jahr 2020 790 

Mio. Euro zur Verfügung. 

Mit Blick auf veränderte städtebauliche 

Herausforderung und dem Ziel einer er

leichterten Programmanwendung hat 

der Bund in Abstimmung mit den Län

dern die Städtebauförderung für die För

derung ab 2020 inhaltlich weiterentwi

ckelt, strukturell vereinfacht und entbü

rokratisiert. Künftig wird es drei Pro

gramme geben: 
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• Mit dem Programm „Lebendige 

Zentren“ sollen Stadt- und Orts

teilzentren attraktiver und zu 

identitätsstiftenden Standorten 

für Wohnen, Arbeiten, Wirtschaft 

und Kultur weiterentwickelt wer

den. Als wichtiger Bestandteil der 

Stadt- und Ortskernentwicklung 

werden in diesem Programm ins

besondere auch Maßnahmen des 

städtebaulichen Denkmalschutzes 

gefördert. 

• In Weiterentwicklung des vorma

ligen Programms „Soziale Stadt“ 

fokussiert das neue Programm 

„Sozialer Zusammenhalt“ die 

Wohn- und Lebensqualität sowie 

die Nutzungsvielfalt in den Quar

tieren, unterstützt die Integration 

aller Bevölkerungsgruppen und 

stärkt den Zusammenhalt in der 

Nachbarschaft. Mit dem neuen 

Programm werden das Quartiers

management und die Mobilisie

rung von Teilhabe und ehrenamt

lichem Engagement stärker be

tont. 

• Das Programm „Wachstum und 

nachhaltige Entwicklung“ enthält 

die bisherigen Förderziele des 

Stadtumbau-Programms, geht je

doch im Sinne nachhaltiger Er

neuerung darüber hinaus (z.B. Kli

mafolgenanpassung) und setzt ei

nen Schwerpunkt bei der Brach

flächenentwicklung. 

 

Orte des gesellschaftlichen Zusam

menhalts und der Integration  

Gesellschaftlicher Zusammenhalt und In

tegration müssen auch stadtentwick

lungspolitisch und städtebaulich mitge

dacht werden. Insbesondere Integration 

braucht Orte, an denen sie sich entwi

ckeln und manifestieren kann. Aufgrund 

der zunehmenden sozialen Polarisierung 

in Deutschland ist Integration nicht al

lein auf zugewanderte Bevölkerungs

gruppen fokussiert, sondern bezieht auch 

Bevölkerungsschichten mit ein, die von 

ihrer sozialen Lage her nicht ausreichend 

am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 

können.  

Das BMI unterstützt Kommunen dabei, 

die städtebauliche Situation und damit 

die Wohn- und Lebensbedingungen in 

Stadt- und Ortsteilen, in denen sich sozi

ale und städtebauliche Probleme kon

zentrieren, zu verbessern. Das betrifft 

zum Beispiel die Gestaltung von öffentli

chen Räumen, die Verbesserung des bau

lichen Zustands von Gebäuden und vor 
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allem deren Ausstattung, um dort gene

rationenübergreifende und der Integra

tion aller Bevölkerungsgruppen dienende 

soziale, kulturelle und sportliche Ange

bote zu ermöglichen.  

Ergänzend zum Städtebauförderpro

gramm „Sozialer Zusammenhalt – Zu

sammenleben im Quartier gemeinsam 

gestalten“, für das im Jahr 2020 200 Mio. 

Euro Bundesfinanzhilfen zur Verfügung 

stehen, fördert das BMI mit dem Bund-

Länder-Programm „Investitionspakt So

ziale Integration im Quartier“ seit 2017 

mit jeweils 200 Mio. Euro Programmmit

teln jährlich die Erneuerung und den 

Ausbau sozialer Infrastruktur wie öffent

liche Bildungseinrichtungen, Kinderta

gesstätten, Bürgerhäuser, Stadtteilzen

tren, Sportanlagen, Schwimmbäder und 

Kultureinrichtungen. 

Der Investitionspakt ist zugleich Teil der 

Ressortübergreifenden Strategie Soziale 

Stadt „Nachbarschaften stärken, Mitei

nander im Quartier“. Ihr Ziel ist es, die 

Zusammenarbeit der Bundesressorts für 

Quartiere mit besonderen sozialen Integ

rationsanforderungen zu verbessern. 

Mit dem Themenforum „Stadtentwick

lung und Wohnen“ beteiligt sich das BMI 

zudem am Nationalen Aktionsplan In

tegration (NAP-I) der Beauftragten der 

der Bundesregierung für Migration, 

Flüchtlinge und Integration und beför

dert damit den vom Bund, Ländern, Ver

bänden und Zivilgesellschaft getragenen 

Dialog zum Thema. 

 

Kooperative Kleinstadtentwicklung 

Das BMI hat im Juni 2018 die Initiative 

Kleinstädte in Deutschland ins Leben ge

rufen. Den über 2.100 Kleinstädten in 

Deutschland kommt eine tragende Rolle 

zu in dem Bestreben, gleichwertige Le

bensverhältnisse als Grundlage für eine 

nachhaltige Entwicklung in ganz 

Deutschland zu schaffen. Die Initiative 

soll die bestehenden Aktivitäten des Bun

des zur Stärkung der Kleinstädte bün

deln, koordinieren und erweitern. Damit 

sollen Kleinstädte sowohl in Ballungsräu

men als auch im ländlichen Raum in ih

rer Funktion gestärkt werden. Ziel ist 

eine kooperative Kleinstadtentwicklung, 

die die Vorteile einer interkommunalen 

Kooperation für die regionale Entwick

lung nutzt und die Bürgerinnen und Bür

ger befähigt, ihre Städte in hohem Maße 
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mitzugestalten. Bis 2022 erprobt das BMI 

dazu modellhaft die Einrichtung einer 

Kleinstadtakademie in einem For

schungsvorhaben des Experimentellen 

Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt). 

Die Kleinstadtakademie soll die Qualifi

zierung und Vernetzung der lokalen Ak

teure sowie den Austausch zu Prozessen 

und Themen nachhaltiger Stadtentwick

lung befördern. Sie stellt ein offenes 

Lernnetzwerk dar mit dem Ziel, den un

terschiedlichen Herausforderungen 

kleinstädtischer Entwicklung adäquat zu 

begegnen. Dadurch sollen gerade auch 

peripher gelegene Kleinstädte in ihrer 

Funktion als Ankerpunkte der Daseins

vorsorge im ländlichen Raum weiterent

wickelt werden. 

 

Bezahlbarer Wohnraum für alle 

Eine besondere Herausforderung im Zu

sammenhang mit einer nachhaltigen 

Raum- und insbesondere Stadtentwick

lung ist die Schaffung und Sicherung be

zahlbaren Wohnraums. Sie ist deshalb ein 

zentrales Ziel der Bundesregierung in der 

Ressortverantwortung des BMI. Bezahl

barer Wohnraum adressiert die gegen

wärtigen Bedürfnisse der Menschen und 

stellt auch die Grundlage für eine nach

haltige Entwicklung dar.  

Beim Wohngipfel im September 2018 

wurde im Zusammenwirken von Bund, 

Ländern und Kommunen für eine umfas

sende Wohnraumoffensive ein Maßnah

menpaket – bestehend aus investiven 

Impulsen für den Wohnungsbau, Maß

nahmen zur Sicherung der Bezahlbarkeit 

des Wohnens und Maßnahmen zur Bau

kostensenkung und Fachkräftesicherung 

– vereinbart. 

Beispielsweise stellt der Bund den Län

dern für die soziale Wohnraumförderung 

im Zeitraum 2018 bis 2021 fünf Milliar

den Euro zur Verfügung. Die steuerliche 

Sonderabschreibung zur Förderung des 

Mietwohnungsneubaus setzt darüber 

hinaus investive Impulse für den Miet

wohnungsbau im bezahlbaren Mietseg

ment. Auch die Weiterentwicklung des 

mietrechtlichen Rahmens (bspw. die Ver

längerung der Regelungen zur Mietpreis

bremse um fünf Jahre und die Verlänge

rung des Betrachtungszeitraumes für die 

ortsübliche Vergleichsmiete von vier auf 

sechs Jahre) im Kontext des vom Koaliti

onsausschuss am 18. August 2019 be

schlossenen Wohn- und Mietenpakets 

trägt dazu bei, die Bezahlbarkeit des 

Wohnens zu sichern. Am 1. Januar 2020 

ist das Wohngeldstärkungsgesetz in Kraft 

getreten, mit dem das Leistungsniveau 

des Wohngeldes erhöht und die Reich

weite gestärkt wird. Damit wird auch das 
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Wohngeld als wichtiges Instrument zur 

Sicherung der Bezahlbarkeit des Woh

nens verbessert. Zudem wird das Wohn

geld ab 2022 regelmäßig alle zwei Jahre 

an die Einkommens- und Mietentwick

lung angepasst.  

Neben der Schaffung guter Rahmenbe

dingungen für den Mietwohnungsbau 

unterstützt die Bundesregierung auch die 

Wohneigentumsförderung. Wohneigen

tum leistet einen wichtigen Beitrag zur 

Altersvorsorge und Vermögensbildung. 

Mit dem neu eingeführten Baukindergeld 

werden gezielt Familien mit Kindern un

ter 18 Jahren beim Erwerb oder Neubau 

von Wohneigentum unterstützt. Das 

Baukindergeld senkt die individuelle Fi

nanzierungsbelastung und ermöglicht 

dadurch vielen Familien erst den Schritt 

in das Wohneigentum. Bis Ende 2019 

sind seit Programmstart im September 

2018 rund 185.000 Anträge von Familien 

mit Kindern mit einem Volumen von ca. 

3,9 Milliarden Euro eingegangen.  

Außerdem wird die Wohnungsbauprä

mie als wichtiges Instrument der Bau

sparförderung ab dem Jahr 2021 durch 

die Erhöhung von Einkommensgrenzen, 

Prämiensätzen und Förderhöchstbeträ

gen attraktiver gestaltet.  

Die Bundesregierung unterstützt ferner 

das genossenschaftliche Wohnen. Im 

Bundeshaushalt 2020 stehen 6 Mio. Euro 

für die Förderung des Erwerbs von Antei

len an einer Wohnungsgenossenschaft 

durch Privatpersonen für selbstgenutzten 

Wohnraum im Rahmen des KfW-Darle

hensprogramms 134 zur Verfügung. 

Zur nachhaltigen Baulandaktivierung hat 

eine Expertenkommission folgende 

Schwerpunkte erarbeitet:  

• Aktive Boden- und Liegenschafts

politik in Bund, Ländern und 

Kommunen 

• Verbesserung der Anwendung 

und Wirksamkeit der Instrumente 

zur Baulandmobilisierung und für 

eine nachhaltige und gemein

wohlorientierte Bodenpolitik 

• Verbesserung des Prozessmanage

ments bei der Baulandbereitstel

lung 

• Verbesserung des Datenbestands 

für Analyse und Markttransparenz 

Viele Maßnahmen richten sich an Länder 

und Kommunen, einige Maßnahmen 

werden erst langfristig ihre Wirkung ent

falten. Das BMI wird den Umsetzungs

prozess intensiv begleiten und Maßnah

men in eigener Zuständigkeit zügig auf 
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den Weg bringen, wie z. B. den Entwurf 

einer BauGB-Novelle oder Impulse zur 

Digitalisierung von Planungs-, Beteili

gungs- und Genehmigungsprozessen. 

 

Bezahlbarer Wohnraum und Klima

schutz – kein Widerspruch 

Das Ziel des bezahlbaren Wohnraums für 

alle Bevölkerungsschichten muss auch 

im Einklang mit der Erreichung unserer 

ambitionierten Klimaschutzziele stehen. 

Die Anforderungen an das klimafreundli

che Wohnen wurden im Rahmen des Kli

maschutzprogramms 2030 konkretisiert 

und nicht nur wirtschaftlich, sondern zu

gleich sozialverträglich ausgestaltet. Nach 

den Vorgaben des Bundes-Klimaschutz

gesetzes müssen die CO2-Emissionen im 

Gebäudesektor bis zum Jahr 2030 im Ver

gleich zu heute um mehr als ein Drittel 

reduziert werden. Bis zum Jahr 2050 soll 

die Treibhausgasneutralität als langfristi

ges Ziel verfolgt werden. Beides kann nur 

durch sehr hohe Investitionen in den Ge

bäudebestand erreicht werden.  

Zentral ist daher die Förderung der ener

getischen Gebäudesanierung. Wichtige 

zusätzliche Impulse zur CO2-Einsparung 

werden im Gebäudebereich von der steu

erlichen Förderung der energetischen 

Gebäudesanierung, der Stärkung der För

derprogramme der KfW und einer CO2-

Bepreisung ab 2021 ausgehen. Von den 

Förderprogrammen profitieren neben 

selbstnutzenden und vermietenden Ei

gentümer durch die Senkung der umla

gefähigen Investitionskosten auch die 

Mieter. 

Zusätzlich hat die Bundesregierung ent

lastende Maßnahmen vereinbart, wie die 

Senkung der Stromkosten sowie weitere 

Verbesserungen beim Wohngeld zur Ent

lastung bei den Heizkosten zum 01.01. 

2021. Damit wird Vorsorge getroffen, im 

Kontext der CO2-Bepreisung das Entste

hen sozialer Härten zu vermeiden. 

Neben der Frage nach der Sicherstellung 

von bezahlbarem Wohnraum widmet 

sich dieser Bericht den Chancen der Digi

talisierung und der Herausforderung der 

Beibehaltung von Grünflächen für die 

nachhaltige Stadt der Zukunft. 

 

Smart Cities: Digitalisierung in den 

Kommunen nachhaltig gestalten 

Die Digitalisierung betrifft viele Bereiche 

der Stadtentwicklungspolitik. Das BMI 

und die gesamte Bundesregierung möch

ten die Potenziale des technologischen 

Fortschritts für gesellschaftlichen Wohl

stand, Lebensqualität und Verbesserung 

des Umweltzustandes nutzbar machen. 

Das sind auch Ziele der nachhaltigen 
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Stadtentwicklung. Mithilfe digitaler 

Technologien können zum Beispiel die 

Umweltüberwachung, die Verkehrssteue

rung oder die Mobilitätsangebote für die 

Menschen verbessert werden. Verwal

tungsabläufe und kommunale Dienstleis

tungen lassen sich vereinfachen und be

schleunigen. Die Veröffentlichung und 

Nutzung von Daten kann auch zu neuen 

wirtschaftlichen Impulsen führen. Die 

Digitalisierung birgt aber auch Risiken 

und bringt neue Herausforderungen für 

die Kommunen mit sich. So wirft sie Fra

gen auf, etwa der Teilhabe und Integra

tion, des Datenschutzes, der Datenhoheit 

sowie der Sicherheit von Daten und kriti

scher Infrastrukturen oder der Sicherstel

lung der lokalen Wertschöpfung. 

 

Nationale Dialogplattform Smart Ci

ties und internationaler Smart-City-

Dialog 

Zur Erörterung dieser und ähnlicher Fra

gen hat der Staatssekretärsausschuss für 

nachhaltige Entwicklung die Nationale 

Dialogplattform Smart Cities eingerich

tet. Sie setzt sich zusammen aus ca. 70 

Vertreterinnen und Vertretern des Bun

des, der Länder, der Kommunalen Spit

zenverbände, der Städte, Kreise und Ge

meinden, verschiedener Wissenschafts

organisationen, von Wirtschafts-, Sozial- 

und Fachverbänden sowie der Zivilgesell

schaft. Die Arbeit der Dialogplattform 

Smart Cities wird durch das BMI BBSR-

Forschungscluster „Smart Cities“ unter

stützt und ergänzt. Die Dialogplattform 

Smart Cities legte 2017 die Smart City 

Charta vor. Die Charta gibt einen Orien

tierungsrahmen, wie die digitale Trans

formation in den Kommunen nachhaltig 

gestaltet werden kann.  

Das BMI führt die Nationale Dialogplatt

form Smart Cities fort und begleitet die 

Umsetzung der Smart City Charta. Ergän

zend wird der internationale Erfahrungs

austausch weiter ausgebaut. Der Smart-

City-Dialog bildet ein Schwerpunktvor

haben des BMI im Rahmen der Umset

zungsstrategie der Bundesregierung zur 

Gestaltung des digitalen Wandels. Dabei 

ist eine nachhaltige Entwicklung der 

Kommunen eine zentrale Zielstellung.  

Nach der Smart City Charta sind Smart 

Cities einer nachhaltigen und integrier

ten Stadtentwicklung verpflichtet. Als 

Leitlinie formuliert die Charta dazu, dass 

die Digitalisierung von Kommunen so

wohl im sozialen, ökologischen wie auch 

ökonomischen Sinne nachhaltigen Zielen 

dienen soll und diesen nicht entgegen

wirken darf. Kommunen sollen die Digi

talisierung dazu nutzen, ihre Entwick

lung sozial verträglich, gerecht, energie- 
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und ressourceneffizient zu gestalten. Eine 

solche, bewusst gesteuerte digitale Trans

formation sollte lokale Wertschöpfung, 

Kreislaufwirtschaft und nachhaltige Le

bensstile unterstützen. Mit diesem Ansatz 

unterstützt die Smart City Charta auch 

die Umsetzung der Deutschen Nachhal

tigkeitsstrategie und die Verwirklichung 

der globalen Nachhaltigkeitsziele der 

Agenda 2030. 

 

Modellprojekte Smart Cities 

Auf der Grundlege der Smart City Charta 

fördert das BMI seit 2019 erstmals Mo

dellprojekte Smart Cities. Die erste Staffel 

mit 13 Modellprojekten ist im Herbst 

2019 gestartet. Es sind drei weitere Staf

feln geplant; insgesamt sollen rund 50 

Modellprojekte gefördert werden. Ziel 

dabei ist, einen gestaltenden, strategi

schen und integrierten Umgang mit der 

Digitalisierung in den Kommunen im 

Sinne der Smart City Charta zu unterstüt

zen. Es geht darum, lebenswerte Kommu

nen im Sinne der nachhaltigen europäi

schen Stadt zu schaffen und zu erhalten – 

und nicht die Digitalisierung als Selbst

zweck voranzutreiben. 

 

Eine wesentliche Komponente der Mo

dellprojekte ist der Erfahrungs- und Wis

sensaustausch zwischen den Projekten, 

aber auch mit nicht unmittelbar geför

derten Kommunen sowie mit nationalen 

und internationalen Experten. Deutsche 

Kommunen sollen durch diesen Wissens

transfer – auch über die geförderten Mo

dellprojekte hinaus – die nächsten 10 

Jahre unterstützt werden. Das BMI will 

für die Modellprojekte und den Wissens

transfer insgesamt rund 750 Mio. Euro 

zur Verfügung stellen. 

 



  
 

38 

Internationale Zusammenarbeit im 

Bereich nachhaltige Stadtentwicklung 

Das BMI arbeitet gemeinsam mit nachge

ordneten Behörden und Durchführungs

organisationen in unterschiedlichen the

matischen Feldern der Urbanisierung mit 

ausländischen Partnern zusammen. Die 

Ziele einer nachhaltigen Entwicklung, 

wie sie 2016 in Quito im Rahmen der 

dritten UN-Weltsiedlungskonferenz (HA

BITAT III) in der New Urban Agenda 

(NUA) vereinbart wurden, bilden dafür 

im internationalen Kontext weiterhin 

eine wichtige gemeinsame Grundlage. 

Die Bedeutung der New Urban Agenda 

liegt vor allem darin, dass sie die Verant

wortung der Städte als Orte der Umset

zung der Agenda 2030, der SDGs und der 

Pariser Klimaziele anerkennt und die Fol

gen der Urbanisierung auf die politische 

Agenda gesetzt hat. Sie soll dazu beitra

gen, Städte und Siedlungen inklusiv, si

cher, resilient und nachhaltig im Sinne 

der drei Dimensionen der Nachhaltigkeit 

zu gestalten und damit das SDG 11 zur 

Realität zu machen.  

Das BMI engagiert sich in diesen interna

tionalen Prozessen, um dort die Notwen

digkeit einer nachhaltigen, integrierten 

und inklusiven Stadtentwicklungspolitik 

einzubringen. Ergänzend pflegt das BMI 

mit ausgewählten Partnerländern eine 

vertiefte Zusammenarbeit auf dem Ge

biet der nachhaltigen Stadtentwicklung. 

Angesichts der globalen Trends der Urba

nisierung und Digitalisierung steht dabei 

das Themenfeld Smart Cities besonders 

im Fokus. Eine Zusammenarbeit besteht 

derzeit im Rahmen der Urbanisierungs

partnerschaft mit Brasilien, aber auch mit 

Indien, wo das BMI gemeinsam mit dem 

BMZ die „Smart Cities“-Initiative der in

dischen Regierung mit verschiedenen 

Projekten unterstützt. Ergänzend baut 

das BMI derzeit ein Internationales Smart 

City Netzwerk mit weiteren Partnerlän

dern auf. 

 

Das Weißbuch Stadtgrün und For

schung zu Stadtgrün  

Die Entwicklung lebendiger Innenstädte 

und Ortszentren ist zentrales Ziel der 

nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik. 

Das „Weißbuch Stadtgrün“ von 2017 ist 

das Ergebnis eines umfassenden Diskus

sionsprozesses, an dem neben den Bun

desressorts, Ländern und Kommunen 

auch Verbände, Vereine, Stiftungen, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft beteiligt 

waren. Das Weißbuch ist Basis einer län

gerfristigen Bundesinitiative für quali

tätsvolles Stadtgrün und die Entwicklung 

attraktiver innerstädtischer Standorte.  
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Ziel ist es, Konzepte für eine leistungsfä

hige, grüne Infrastruktur auf knappem 

Raum zu entwickeln und zu realisieren. 

Denn Grün wird intensiver genutzt, Nut

zungskonflikte nehmen zu. Ansprüche an 

das Stadtgrün steigen: zur Minderung 

von Klimarisiken, für die Lufthygiene, für 

Stadtnatur und Artenvielfalt und beim 

Pflanzenschutz. Die grüne Infrastruktur 

wird immer wichtiger als Pendant zur ge

bauten Infrastruktur, als Träger ökologi

scher Leistungen, aber auch für eine 

grüne Baukultur, zur Gesundheitsvor

sorge, für Umweltgerechtigkeit und als 

Baustein für gesellschaftlichen Zusam

menhalt und Lebensqualität. Und sie ist 

zentraler Baustein einer Vorsorge vor 

Klimarisiken und Anpassung an den Kli

mawandel.  

Das Weißbuch Stadtgrün benennt die 

Herausforderungen und Trends für die 

nächsten Jahre. Schlussfolgerungen und 

potenzielle Maßnahmen richten sich da

bei vor allem an die Akteure in Städten 

und Gemeinden. Es enthält 10 Hand

lungsfelder zu konkreten Maßnahmen 

und Handlungsempfehlungen, wie der 

Bund die Kommunen bei der Sicherung 

und Qualifizierung von Grün- und Frei

räumen unterstützen will. Dabei geht es 

u.a. darum, Stadtgrün integriert und sozi

alverträglich zu planen, die Gesellschaft 

einzubinden, die Vorbildfunktion des 

Bundes auszubauen, und auch mit Stadt

grün Klimaschutz zu stärken und Klima

folgen zu mindern. Die Maßnahmen sind 

u.a. darauf ausgerichtet, das öffentliche 

Grün im Planungsvollzug zu stärken und 

ihm in der kommunalen Praxis mehr 

Geltung zu verschaffen. Wesentliche 

Bausteine sind Förderung, Forschung 

und Information. Bei der Umsetzung 

leisten Bund und Länder Unterstützung, 

insbesondere im Rahmen der Städte

bauförderung. Verbände und Institutio

nen tauschen sich auf Dialogforen zum 

Stadtgrün aus.   

Zudem hat das BMI ab 2020 alle zwei 

Jahre einen „Bundespreis Stadtgrün“ aus

gelobt. Im Bundespreis soll die vielfältige 

Bedeutung des Stadtgrüns mit seinen so

zialen, kulturellen, gesundheitsfördern

den, ökologischen, klimatischen, ökono

mischen und touristischen Funktionen 

ausgezeichnet werden und vorbildlich 

umgesetzte Praxisbeispiele bekannt ge

macht werden. 
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Cluster 5: Nachhal

tige Beschaffung 

Mit einem Beschaf

fungsvolumen von 

über 350 Mrd. Euro im Jahr – das sind ca. 

13 % des Bruttoinlandprodukts – hat die 

öffentliche Hand einen entscheidenden 

Anteil an der Nachfrage nachhaltiger 

Produkte und Dienstleistungen und ist 

Vorbild hinsichtlich ihrer Einkaufsent

scheidungen und deren Auswirkungen 

im Markt. Insbesondere seit die nachhal

tige bzw. strategische Beschaffung durch 

die Oberschwellenreform des Vergabe

rechts in § 97 GWB „Grundsätze der 

Vergabe“ als eigener Absatz aufgenom

men wurde, erfährt das Thema politisch 

eine stark steigende Bedeutung. Bei der 

Vielzahl an Vergabestellen im Bund, in 

den Ländern und bei den Kommunen ist 

der Wissenstransfer und -austausch ein 

wichtiger Bestandteil zur nachhaltigen 

Entwicklung. 

 

Kompetenzstelle nachhaltige Beschaf

fung (KNB) 

Mit seiner Kompetenzstelle nachhaltige 

Beschaffung (KNB) erfüllt das Beschaf

fungsamt des BMI (BeschA) genau diesen 

Anspruch und nimmt somit eine Schlüs

selfunktion im Hinblick auf die Umset

zung der Nachhaltigkeitsstrategie der 

Bundesregierung ein. Das BeschA trägt 

hier Verantwortung, indem es einerseits 

Beschaffende von Bund, Ländern und 

Kommunen durch die Kompetenzstelle 

nachhaltige Beschaffung berät und un

terstützt und andererseits selbst Schritt 

für Schritt Nachhaltigkeitskriterien in die 

durchgeführten und noch durchzufüh

renden Beschaffungen einfließen lässt. 

Im Hinblick auf die Ausschreibung der 

IT-Rahmenverträge Bund hat hierbei 

auch die Zentralstelle IT-Beschaffung 

(ZIB) besonderes Gewicht. 

Kernstück des Angebots der KNB ist die 

gemeinsame Webplattform mit den Bun

desländern, auf der unterschiedlichste 

Informationen zum Thema nachhaltige 

Beschaffung zur Verfügung gestellt wer

den. Jedes Bundesland hat einen eigenen 

Bereich auf der Webseite, in dem nachah

menswerte Praxisbeispiele – auch die der 

Kommunen –, rechtliche Vorgaben, Leit

fäden und weitere relevante Informatio

nen von den Bundesländern eingestellt 

werden. Die Zugriffszahlen der Webseite 

sind konstant hoch. 

Die KNB bietet interessierten Stellen ad 

hoc-Beratung per Telefonhotline oder E-

Mail. Zudem bietet die KNB Schulungen 

http://www.nachhaltige-beschaffung.info/DE/Home/home_node.html
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zur nachhaltigen Beschaffung an. Ziel

gruppen sind sämtliche öffentlichen Auf

traggeber in Deutschland. Innerhalb der 

Organisationen richten sich die Schulun

gen an diejenigen Personen, die Beschaf

fungsverfahren durchführen, wie auch an 

deren Führungskräfte und Personen, die 

Produkte und Leistungen benötigen und 

nutzen. Bislang wurden rund 150 Schu

lungen mit einer Gesamtteilnehmerzahl 

von über 2.200 Personen durchgeführt 

(Stand 2020). Mit dem neuen Schulungs

programm im Rahmen des Nationalen 

Aktionsplans Wirtschaft und Menschen

rechte (NAP) wird erstmals auch die Lei

tungsebene in den Behörden als Ziel

gruppe definiert. 

Ebenfalls im Rahmen des NAP haben im 

Mai 2019 das BeschA und die Bitkom e.V. 

gemeinsam die aktualisierte Verpflich

tungserklärung zur sozialen Nachhaltig

keit, das heißt insbesondere zur Durch

setzung und Einhaltung von Menschen

rechten in der Lieferkette, im ITK-Ein

kauf der öffentlichen Hand unterzeich

net. Die Verpflichtungserklärung ist eine 

Mustererklärung, die öffentlich zugäng

lich ist, von jeder Beschaffungsstelle ge

nutzt werden kann und die Frage, wie die 

Einhaltung von Menschenrechten in 

ITK-Vergaben adressiert werden kann, 

pragmatisch und aktuell beantwortet. 

Eine vorangegangene Version hat die ge

wünschte Marktverbreitung gefunden 

und ist bei verschiedenen Vergabestellen 

auch außerhalb der Bundesregierung ge

nutzt worden. 

 

Zentralstelle für IT-Beschaffung (ZIB) 

Besonders wichtig ist die Beschaffung 

von Informations- und Kommunikati

onstechnik, die wesentlich den gegen

wärtigen Arbeitsplatz in der Verwaltung 

bestimmt. Dies wird sich in Zukunft wei

terhin verstärken. Ökologische und sozi

ale Nachhaltigkeit sind deswegen auch 

wichtige, konstitutive Ziele in der IT-Be

schaffungsstrategie. Beide Aspekte wer

den entsprechend den aktuellen Mög

lichkeiten bereits in den Ausschreibun

gen der Zentralstelle für IT-Beschaffung 

(ZIB) des Beschaffungsamtes des BMI be

rücksichtigt. Neben dieser grundlegen

den Berücksichtigung von Nachhaltig

keitsaspekten ist es das erklärte Ziel der 

ZIB, Nachhaltigkeit in der Beschaffung 

von IT-Leistungen weiter voranzubrin

gen. So wurden durch die ZIB im Jahr 

2019 bereits zwei neue und innovative 

Rahmenverträge für die Bundesverwal

tung zur Verfügung gestellt: 

Ein Meilenstein in der Beschaffung nach

haltiger Produkte ist der Rahmenvertrag 
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über möglichst faire und umweltfreund

liche Smartphones. Der Rahmenvertrag 

bietet nun der gesamten Bundesverwal

tung einen flächendeckenden, einfachen 

Beschaffungsweg für nachhaltige Smart

phones zu guten Konditionen. Neben ei

ner Forderung des Verzichts auf schädli

che Rohstoffe wie Cadmium oder Queck

silber wurde auf die Austauschbarkeit der 

Komponenten geachtet. Selbstverständ

lich war die Forderung nach dem TCO 

Prüfsiegel und dem Blauem Engel. Bei 

dem Verfahren wurde u.a. auch das Wis

sen der Kompetenzstelle Nachhaltige Be

schaffung intensiv genutzt. 

Auch die Arbeitsplatzausstattung lag im 

Fokus der ZIB. Das ITZBund kann nun 

durch den Druckerrahmenvertrag der 

ZIB seinen Behörden einen möglichst 

nachhaltigen Druckerservice anbieten. 

Wirtschaftliche Aspekte wurden durch 

die Gesamtkostenbetrachtung inklusive 

Berücksichtigung des Stromverbrauchs 

beachtet und es wurde auf die Rück

nahme von Altgeräten bei zugehöriger 

Kostenerstattung Wert gelegt. Daneben 

werden noch intakte Geräte nach Ablauf 

der Mietzeit an den Vermieter zurückge

geben, um Ressourcen zu schonen.  

Die oben erwähnte Neufassung der Ver

pflichtungserklärung zur sozialen Nach

haltigkeit im ITK-Einkauf der öffentli

chen Hand wird darüber hinaus bei der 

Ausschreibung eines weiteren großen 

Rahmenvertrages für Drucker verwen

det; dieser ist für die Bundesbehörden be

stimmt, die nicht über das ITZBund ver

sorgt werden. Diese fordert vom Markt 

eine besondere Beachtung sozialer Nach

haltigkeitskriterien. 

Es wird häufig vergessen, dass nicht nur 

im Bereich der eigentlichen Hardwarebe

schaffung Nachhaltigkeit eine Rolle spie

len sollte. Bereits in frühen Planungspha

sen müssen Nachhaltigkeitsaspekte be

dacht und eingeplant werden.  

Nicht selten werden Behörden in der Be

arbeitung komplexer Fragestellungen 

von Beratungsunternehmen unterstützt. 

Die ZIB stellt den Behörden auch hier 

entsprechende Rahmenverträge (z.B. im 

Bereich IT-Managementberatung oder 

Architekturberatung) zur Verfügung. Die 

Beratung zu Nachhaltigkeitsaspekten ist 

in allen Leistungsbeschreibungen dieser 

IT-Beratungsverträge verankert und als 

übergeordnetes Ziel definiert. 
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Nachhaltige Beschaffung – konkret 

umgesetzt 

Ein erfolgreiches Beispiel für ein großes 

Projekt, bei dem Nachhaltigkeitsziele be

rücksichtigt werden konnten ohne Ab

striche an der Einsatzfähigkeit machen zu 

müssen, stellt die Beschaffung von drei 

neuen Einsatzschiffen für die Bundespo

lizei (jeweils ca. 86 m Länge) dar. Die drei 

äußerst modernen Polizeischiffe dienen 

der Bundespolizei zur Wahrnehmung ih

rer hoheitlichen Aufgaben zu See (u.a. 

Hilfeleistung im Notfall, Grenzschutz, 

Unterstützung zur Fischereiüberwa

chung, Piraterieprävention, Umwelt

schutz, internationale Unterstützungs

einsätze). Bei der Beschaffung dieser 

neuen Wasserfahrzeuge achtete das Be

schaffungsamt des BMI auf hohe Nach

haltigkeitsstandards: Sowohl die Rege

lungen des Umweltzeichens „Blauer En

gel“ Schiffsdesign (UZ 141-2013), als auch 

die Regelungen des Umweltzeichens 

„Blauer Engel“ Schiffsbetrieb (UZ 110-

2015) werden eingehalten. 

 

Beispiele der technischen Umsetzung 

sind z.B. die biologische Abbaubarkeit der 

Schmier- und Hydrauliköle, der techni

sche Schutz gegen unfallbedingte Um

weltverschmutzung, der Materialeinsatz 

an Bord, redundante Antriebssysteme, 

Notschleppeinrichtung für Schiffe in Not, 

elektrischer Landanschluss, Ballastwas

serbehandlung ohne „Active Substances“, 

Schwarz- und Grauwasserbehandlung 

komplett ohne Chlor und Halogen. 

Auch bei der Vergabe von Dienstleistun

gen ist Nachhaltigkeit ein zentrales Krite

rium. So werden z.B. im Bereich der Rei

nigungsdienstleistungen Auftragnehmer 

vom BeschA verpflichtet, nur Mittel ein

zusetzen, die umweltverträglich sind. 

Stark umweltbelastende Reinigungsmit

tel dürfen grundsätzlich nicht verwendet 

werden.  

Im Bereich der Postdienstleistungen for

dert das BeschA bereits seit Jahren von 

allen Auftragnehmern die Sicherstellung 

eines klimaneutralen Versands. Somit 

kann heute schon festgehalten werden, 

dass der gesamte Brief- und Paketversand 

der Bundesbehörden klimaneutral 

durchgeführt wird. 

Aspekte der Entlohnung der Mitarbeiten

den der Auftragnehmer werden im natio

nalen Bereich z.B. bei der Vergabe von 
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Verträgen über die Erbringung von Rei

nigungsdienstleistungen, aber auch im 

Bewachungsgewerbe gefordert. Dort wird 

auch von tariflich nicht verpflichteten 

Auftragnehmern gefordert, dass den Mit

arbeitenden ein Lohn gezahlt wird, der 

dem einschlägigen Tariflohn entspricht.  

Auch bei der Vergabe von Kantinenbe

wirtschaftungen ist das Thema Nachhal

tigkeit sehr präsent. Dabei werden bei 

den Ausschreibungen durch das BeschA 

nicht nur Zuschlagskriterien wie die regi

onale und saisonale Auswahl, sondern 

auch der Anteil fair gehandelter Lebens

mittel berücksichtigt. 

Im Textilbereich werden bei allen Aus

schreibungen ökologische und soziale 

Aspekte berücksichtigt. Zur Einhaltung 

von umweltrelevanten Vorgaben wurde 

eine spezifische Leistungsbeschreibung 

entwickelt, die bei allen Ausschreibungen 

Verwendung findet. Darüber hinaus wer

den bei einzelnen Ausschreibungen wei

tergehende Anforderungen aufgenom

men. Dazu zählen Vorgaben bezüglich 

der verwendeten Rohstoffe wie z.B. GOTS 

Zertifikate bei Baumwolle, Verwendung 

von mulesing-freier Schurwolle oder die 

Verwendung von alternativen Rohstoffen 

wie Lyocell als Substitut für Baumwolle. 
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Cluster 6: Nachhal

tiges Bauen 

Bauwesen sowie Bau- 

und Immobilienwirt

schaft müssen sich auf

grund der in Anspruch 

genommenen materiel

len und monetären 

Ressourcen, der entste

henden Umweltwir

kungen und der Bedeu

tung der gebauten Um

welt für das Gemein

wesen intensiv der 

nachhaltigen Entwick

lung annehmen. Für 

den Gebäudesektor 

wird dies angesichts 

des Klimawandels und 

der knapper werden

den Ressourcen immer wichtiger. Ge

bäude stellen komplexe Systeme zur Er

füllung definierter Aufgaben und Funkti

onen dar. Sie sind unter anderem Lebens

raum und Arbeitsumgebung, haben Ein

fluss auf Komfort, Gesundheit und Zu

friedenheit der Nutzer sowie auf die Qua

lität des Zusammenlebens. Sie haben ei

nerseits einen ökonomischen Wert und 

tragen zur Wertschöpfung bei und verur

sachen andererseits Energie­ und Stoff

ströme mit entsprechenden Wirkungen 

auf die globale und lokale Umwelt. 

Es gilt beim Planen, Bauen, Nutzen und 

Betreiben von Gebäuden ökologische, 

ökonomische und soziale Gesichtspunkte 

gleichberechtigt zu berücksichtigen, um 

nachfolgenden Generationen eine intakte 

Umwelt und gleiche Lebenschancen hin

terlassen zu können. Bauen muss zu

gleich die Anforderungen des Umwelt- 

und Klimaschutzes, der Energie- und 

Ressourceneffizienz, der Bezahlbarkeit, 

der Baukultur und der demografischen 

Entwicklung erfüllen. 

Das nachhaltige Bauen ist ein zentraler 

Baustein in der Strategie der Bundesre

gierung zur nachhaltigen Entwicklung. 

Die umfängliche Berücksichtigung von 

Nachhaltigkeitsaspekten im Lebenszyk

lus eines Gebäudes, das heißt bei der Pla

nung, Errichtung, Nutzung und Moderni

sierung sowie dem Rückbau, muss aktiv 

gestaltet und beeinflusst werden. Das 

BMI als federführendes Ressort für nach

haltiges Bauen schafft die hierfür erfor

derlichen Grundlagen und erfüllt die 

Vorbildfunktion des Bundes für nachhal

tiges Bauen bei den Baumaßnahmen des 

Bundes. 

Mit seiner Grundlagenarbeit zielt das 

BMI auf die Schaffung der erforderlichen 
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Rahmenbedingungen für das nachhaltige 

Bauen in Deutschland. Hierfür stellt das 

BMI wissenschaftlich fundierte Metho

den, Instrumente, Datenbanken und Ar

beitshilfen bereit, mit denen allen an der 

Wertschöpfungskette Bau Beteiligten die 

Umsetzung der Prinzipien des nachhalti

gen Bauens bei konkreten Baumaßnah

men ermöglicht wird. 

Der Bund geht bei der Umsetzung voran. 

Mit der Umsetzung des nachhaltigen 

Bauens beim Bundesbau übernimmt das 

BMI Verantwortung – sowohl als Bauherr 

für eigene Gebäude als auch als Vorbild 

und Impulsgeber für andere öffentliche 

und private Bauherren. 

 

Grundlagenarbeit für das nachhaltige 

Bauen in Deutschland 

Die Grundlagenarbeit des BMI im Be

reich nachhaltiges Bauen erfolgt im en

gen Austausch mit Wirtschaft, Politik 

und Gesellschaft. Hierfür wirkt das BMI 

an zahlreichen Gremien mit und führt 

öffentliche Veranstaltungen zur Diskus

sion aktueller Herausforderungen durch 

(z.B. Konferenzen auf Baumessen). Für 

das nachhaltige Bauen ist insbesondere 

der „Runde Tisch Nachhaltiges Bauen“ 

von herausragender Bedeutung.  

Dieser wurde 2001 mit Einführung des 

„Leitfadens Nachhaltiges Bauen“ als Be

ratungsgremium des damaligen Bundes

bauministeriums eingerichtet und beglei

tet seit dieser Zeit die Entwicklung des 

nachhaltigen Bauens auf Bundesebene. 

Er setzt sich aus Vertretern der Bau- und 

Wohnungswirtschaft, der Bau- und Bau

stoffindustrie, der bundesweiten Berufs

verbände und Kammern der Architekten 

und Ingenieure, der Bundesanstalt für 

Immobilienaufgaben (BImA), der Bauver

waltungen aus Bund, Ländern und Kom

munen sowie der Wissenschaft zusam

men. Auf Einladung des BMI finden in 

Berlin zweimal jährlich Sitzungen des 

Runden Tisches statt, bei denen aktuelle 

Entwicklungen sowie wichtige einschlä

gige Forschungsergebnisse vorgestellt 

und diskutiert werden. Die dabei gewon

nenen Erkenntnisse werden sowohl im 

politischen als auch im wissenschaftli

chen Bereich genutzt.  
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Leitfaden nachhaltiges Bauen

 

Damit der Bund seine Vorbildfunktion 

für Baukultur und Nachhaltigkeit wahr

nehmen kann, wurde der „Leitfaden 

Nachhaltiges Bauen“ als Arbeitshilfe für 

Planung, Bau, Bauunterhaltung, Betrieb 

sowie Nutzung von Liegenschaften und 

Gebäuden entwickelt und im Jahr 2001 

eingeführt. Der Leitfaden wird regelmä

ßig fortgeschrieben sowie an rechtliche 

und wissenschaftliche Entwicklungen 

angepasst. Die aktuelle Fassung wurde 

vom BMI im Februar 2019 herausgege

ben. Die Anwendung des Leitfadens ist 

für Bundesbauten verpflichtend – er eig

net sich aber ebenso zur Nutzung durch 

andere öffentliche Bauherren wie Länder 

und Kommunen sowie für die Privatwirt

schaft. 

Der Leitfaden erläutert die allgemeinen 

Grundsätze und Methoden des nachhalti

gen Planens, Bauens, Nutzens und Betrei

bens. Er dient als Arbeitshilfe für die Be

rücksichtigung von Nachhaltigkeitsas

pekten über den gesamten Lebenszyklus 

von Gebäuden und Liegenschaften. Ne

ben grundsätzlichen Handlungsanwei

sungen werden im Leitfaden Instrumente 

zur Umsetzung des nachhaltigen Bauens 

oder Informationsportale, wie das Bau

stoffinformationssystem WECOBIS oder 

die Online-Baustoffdatenbank ÖKOBAU

DAT vorgestellt. 

 

Bewertungssystem Nachhaltiges 

Bauen (BNB) 

Mit dem Bewertungssystem Nachhaltiges 

Bauen (BNB) stellt das BMI ein wissen

schaftlich fundiertes und ganzheitliches 

Bewertungs

verfahren zur 

Verfügung. Es 

zeichnet sich 

durch die um

fassende Be

trachtung des 

gesamten Lebenszyklus von Gebäuden 

aus. Dabei werden ökologische, ökono

mische und soziokulturelle Qualitäten 

sowie technische und prozessuale As

https://www.wecobis.de/
https://www.oekobaudat.de/
https://www.oekobaudat.de/


  
 

48 

pekte berücksichtigt. Die Lebenszyk

lusanalysen der gebäudebezogenen Kos

ten im Lebenszyklus (LCC) und der Ge

bäudeökobilanzierung (LCA) führen zu 

einer ganzheitlichen Bilanzierung von 

Gebäuden. Die LCA betrachtet dabei auch 

die sogenannte „graue Energie“, d.h. der 

Primärenergiebedarf und die Umwelt

wirkungen aus Materialherstellung, Bau

werkserrichtung, Instandhaltung sowie 

Rückbau und Entsorgung. 

 Mit dem ganzheitlichen Kriterienkatalog 

des BNB liegt ein sowohl für den öffentli

chen als auch privaten Bereich wertvolles 

Instrument vor, um Nachhaltigkeit mess

bar und damit bestellbar und optimierbar 

zu machen.  

In den klassischen drei Dimensionen der 

Nachhaltigkeit – Ökologie, Ökonomie 

und Soziokultur – spiegelt sich das Ziel 

des nachhaltigen Bauens wider: Schutz 

der allgemeinen Güter wie Umwelt, Res

sourcen, Gesundheit, Kultur und Kapital.  

Im Bauwesen haben darüber hinaus auch 

die technische Ausführung sowie die Pla

nungs- und Bauprozesse besonderen Ein

fluss auf die tatsächlich umgesetzte Ge

bäudequalität. Im BNB werden daher ne

ben den drei klassischen Dimensionen, 

die gleichzeitig und gleichberechtigt zu 

beurteilen sind, auch die technische Qua

lität und die Prozessqualität als Quer

schnittsqualitäten bewertet. Darüber hin

aus beeinflusst auch die Auswahl des 

Standortes – und damit die Standort

merkmale – maßgeblich die Nachhaltig

keitsqualität des Gebäudes. 

Die Beurteilung der Gebäudequalitäten 

erfolgt nach transparenten Regeln und 

objektiven Methoden, die in den soge

nannten Kriteriensteckbriefen genau be

schrieben sind. Beurteilt wird hierbei eine 

große Bandbreite an Qualitäten von der 

Ökobilanz des Bauwerks über die Ver

wendung von Bauprodukten mit poten

ziellen Schadstoffen, dem prognostizier

ten Trinkwasserbedarf, dem thermischen 

Komfort im Sommer bis hin zur Bedie

nungs- und Instandhaltungsfreundlich

keit der technischen Gebäudeausrüstung. 

Die nachgewiesene Erfüllung der in den 

einzelnen Kriteriensteckbriefen vorgege

benen Anforderungen wird zu einer Ge

samtaussage der Nachhaltigkeitsqualität 

zusammengefasst und in einer Gesamt

note bzw. dem Qualitätsstandard Gold, 
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Silber oder Bronze dargestellt. Ein ent

sprechendes Zertifikat oder eine Plakette 

kann anschließend sichtbar am Gebäude 

angebracht werden. 

Im Jahr 2020 wird das BNB einer umfas

senden Evaluierung unterzogen. Ziel der 

Evaluation ist eine Weiterentwicklung 

des Bewertungssystems, um die Klima

ziele der Bundesregierung angemessen zu 

integrieren sowie das klimaangepasste 

Bauen zu stärken. Gleichzeitig soll im Er

gebnis die Anwendung verbessert sowie 

die Effektivität und Breitenwirkung ge

steigert werden. 

 

Fachthemen im Kontext des nachhal

tigen Bauens 

Die Digitalisierung hat längst auch im 

Bauwesen Eingang gefunden. Sie führt 

durch Effizienzsteigerungen, Vereinfa

chung und Unterstützung von Prozessen 

sowie der Vermeidung von redundanter 

Datenerfassung/-haltung zu einer Redu

zierung des Energie- und Materialver

brauchs im Lebenszyklus eines Bauwerks. 

Ein weiterer Beitrag zur Nachhaltigkeit 

generiert sich aus der gewonnen Trans

parenz zwischen den (Teil-)Prozessen, die 

eine Einschätzung der Wechselwirkun

gen zwischen diesen ermöglicht. Dadurch 

könnten zukünftig bspw. Auswirkungen 

verschiedener Planungsvarianten auf die 

Betriebsphase (Energieverbrauch, Unter

haltsmaßnahmen) bereits in der Pla

nungsphase simuliert und zur Grundlage 

einer nachhaltigen Ausrichtung des Bau

werks werden. Das Bundesamt für Bau

wesen und Raumordnung ist im Auftrag 

des BMI im Bereich der Forschung, Ent

wicklung und Standardisierung von Digi

talisierungsprozessen im Bauwesen seit 

über 10 Jahren aktiv tätig und national 

und international vernetzt. 

Energieeffizientes Bauen ist zweifellos 

eine weitere wichtige Säule im Kontext 

des nachhaltigen Bauens und des Klima

schutzes, da der Gebäudesektor einen ho

hen Anteil des deutschen Endenergiever

brauchs und der damit verbundenen 

Treibhausgasemissionen verursacht. Das 

Spektrum der Arbeiten in diesem The

mengebiet ist sehr breit und reicht auf 

nationaler Ebene von Arbeiten zum 

Energieeinsparrecht inkl. der zugehöri

gen Rechtsnormen und technischen Re

gelwerke über die Weiterentwicklung der 

Instrumentarien zum Klimaschutz sowie 

die Ausgestaltung und Umsetzung von 

Forschungsprojekten und Förderpro

grammen bis hin zur wissenschaftlichen 

Begleitung konkreter Baumaßnahmen. 

Hinzu kommen Aktivitäten in Ausschüs

sen und Gremien sowohl auf nationaler 

als auch auf europäischer und internatio

naler Ebene. 
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Die Regulierung der Energieeffizienz von 

Gebäuden hat in Deutschland mittler

weile eine über 40-jährige Tradition. Mit 

der Wärmeschutzverordnung im Jahr 

1977 wurden erstmals Anforderungen an 

die energetische Güte von Gebäuden ge

stellt. Aktuell gilt es bei Neubauten sowie 

der Änderung, Erweiterung oder dem 

Ausbau bestehender Gebäude, die Anfor

derungen der Energieeinsparverordnung 

(EnEV) aus dem Jahre 2013 (für Neubau

ten mit den Neubauanforderungen 2016) 

einzuhalten. Zudem werden mit dem Er

neuerbare-Energien-Wärme-Gesetz (EE

WärmeG) Anforderungen an den Anteil 

der Nutzung erneuerbarer Energien für 

die Deckung des Wärmebedarfs gestellt. 

Beide Instrumente sollen zusammen mit 

dem Energieeinsparungsgesetz in einem 

Gebäude-Energie-Gesetz (GEG) gebün

delt werden. Der Entwurf für ein solches 

Gesetz befindet sich derzeit im parlamen

tarischen Verfahren. 

Darüber hinaus untersucht das BBSR im 

Auftrag des BMI in Forschungsprojekten 

auch die Robustheit der Energieversor

gung von Gebäuden – Stichwort „Low 

Tech“. Mit den steigenden energie- und 

klimapolitischen Anforderungen an die 

Gebäude ist ein Trend zu einem immer 

höheren Technisierungsgrad zu verzeich

nen. Dies führt zwangsläufig zu einem 

höheren Fehlerrisiko beim Gebäudebe

trieb – einerseits durch die Technik 

selbst, anderseits durch den Gebäudenut

zer. Ziel ist es daher, die Energieeffizienz 

sowohl einzelner Energieversorgungsan

lagen als auch kompletter Energieversor

gungskonzepte im praktischen Betrieb zu 

verifizieren. In diesem Kontext geht es 

auch darum, die Komplexität von Ener

gieversorgungskonzepten zu hinterfra

gen. 

Nachhaltiges Bauen bedeutet auch, die 

zur Verfügung stehenden natürlichen 

Ressourcen bestmöglich unter den Ge

sichtspunkten von schonender Ent

nahme, effizientem Einsatz und Vermei

dung von Umweltbelastungen zu ver

wenden. Die Beurteilung der Ressour

ceneffizienz im Bauwesen findet auf 

mehreren Ebenen statt. Auf Makroebene 

im Rahmen des Deutschen Ressourcenef

fizienzprogramms (ProgRess); auf Me

soebene durch die Entwicklung von Be

gleitindikatoren für die Baubranche zur 

besseren Messbarkeit von Ressourcenef

fizienz sowie auf Mikroebene mit dem 

bereits erwähnten Bewertungssystem 

Nachhaltiges Bauen (BNB).  

Die Barrierefreiheit von Gebäuden ist Vo

raussetzung für die Teilhabe an gesell

schaftlichen und beruflichen Aktivitäten 

in allen Lebensphasen und zählt somit zu 
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den wichtigsten funktionalen Aspekten 

der Nachhaltigkeit. Mit dem Leitfaden 

Barrierefreies Bauen zeigt das BMI auf, 

was beim barrierefreien Bauen konkret 

zu beachten ist, was ganzheitliche Pla

nung bedeutet und wie genau individu

elle, praxistaugliche Lösungen aussehen 

können.  

Der Leitfaden wurde für die Umsetzung 

des barrierefreien Bauens bei der Durch

führung von Bauaufgaben des Bundes er

arbeitet. Er ist daher an die Verfahrensab

läufe der Richtlinien für die Durchfüh

rung von Bauaufgaben des Bundes 

(RBBau) angepasst. Gleichwohl können 

die im Leitfaden formulierten Grundla

gen, Methoden und Hilfestellungen auch 

bei anderen öffentlichen und privaten 

Baumaßnahmen Anwendung finden. In 

der digitalen Version des Leitfadens Bar

rierefreies Bauen ist es möglich, individu

ell über die relevanten Handlungsfelder 

Vorgaben maßgeschneidert zu filtern 

und abzuspeichern. 

 

Förderung des Nachhaltigen Bauens 

Seit 2006 Jahren setzt „Zukunft Bau“ als 

das Bundesprogramm für Forschung im 

Bauwesen auf unterschiedlichen Ebenen 

wegweisende Impulse für eine nachhal

tige Entwicklung des Gebäudesektors. Im 

Auftrag des BMI hat das BBSR bislang 

mehr als 1.200 Forschungsprojekte und 

rund 70 Modellvorhaben über das Pro

gramm initiiert, fachlich betreut und um

gesetzt. 

Ein zentrales Anliegen von Zukunft Bau 

ist der Transfer von Forschungsergebnis

sen in die Praxis. Die technische, baukul

turelle und organisatorische Innovati

onskraft im Bauwesen sollen gestärkt 

und die nachhaltige Entwicklung und die 

Zukunftsfähigkeit des Gebäudesektors 

gefördert werden. Das Forschungspro

gramm ist ein Baustein der Hightech-

Strategie für Deutschland, mit der die Re

gierungskoalition die Brücke zwischen 

Forschung und Zukunftsmärkten aus

baut. Das Innovationsprogramm Zukunft 

Bau setzt sich aus drei Programmteilen 

zusammen: 

• Ressortforschung, d.h. die Über

tragung konkreter Forschungsauf

träge mit besonderem Bundesin

teresse an geeignete Forschungs

nehmer 

• Forschungsförderung von indivi

duell von Forschungsnehmern 

formulierten Forschungsthemen 

aus dem Bauwesen, die von be

sonderem öffentlichem Interesse 

sind. In laufenden und bereits ab

geschlossenen Bauforschungspro

jekten werden unterschiedlichste 
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Aspekte des nachhaltigen Bauens 

adressiert:  

o Mit welchen Materialen 

sollten wir zukünftig 

bauen?  

o Wie können knappe Res

sourcen wie z.B. High-

Tech-Metalle eingespart o

der ersetzt werden? 

o Wie sollten wir Gebäude so 

entwerfen, damit auch äl

tere Menschen möglichst 

lange in ihrer Wohnung le

ben können?  

o Wie müssen wir Gebäude 

und Städte heute planen, 

damit sie den Folgen des 

Klimawandels z.B. in Form 

von Hitzeperioden oder 

Starkregenereignisse genü

gen? 

o Wie können wir zukünftig 

zur Vermeidung von Rück

baumaßnahmen adaptive 

Gebäude entwerfen, die 

kostengünstig umgenutzt 

und damit möglichst lange 

betrieben werden können? 

 
3 Vor dem Hintergrund einer steigenden Nachfrage 
nach kleinen und bezahlbaren Wohnungen in deut
schen Städten und Ballungsräumen wurde Ende 2015 
im Rahmen von Zukunft Bau das Förderprogramm für 
Modellvorhaben zum nachhaltigen und bezahlbaren 
Bau von Variowohnungen aufgesetzt. Mit dem Pro
gramm werden innovative Wohnprojekte gefördert, 
die flächeneffiziente und bezahlbare Konzepte für die 

• Initiierung und Begleitung von 

Modellvorhaben3 zusammen. 

Um Nachhaltigkeitsanforderungen ge

mäß einem ganzheitlichen Ansatz nach 

dem Bewertungssystem Nachhaltiges 

Bauen (BNB) sukzessive auch im Bereich 

der Fördermöglichkeiten z.B. der KfW 

stärker zu verankern, sind seitens des 

BMI ressortübergreifende Abstimmun

gen u.a. mit dem Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie erfolgt. Es wur

den sowohl Empfehlungen ausgespro

chen zur Stärkung oder dem Ausbau von 

bereits geförderten Beratungsleistungen 

(KfW-Förderung 431 - Zuschuss Baube

gleitung) als auch Vorschläge zur mittel

fristigen Implementierung von erweiter

ten Nachhaltigkeitsanforderungen. 

 

Nachhaltiges Bauen des Bundes 

Verfassungsorgane, die Bundesregierung, 

alle Bundesbehörden, die Bundeswehr, 

aber auch die in Deutschland stationier

ten Gaststreitkräfte sowie viele vom 

Bund finanziell unterstützte Einrichtun

gen benötigen Gebäude, in denen sie op

timale Arbeitsbedingungen finden. Rund 

qualitative Verdichtung unserer Städte und Ballungs
räume anbieten. Die geförderten Variowohnungen 
werden sowohl in Neubauvorhaben als auch in Form 
von Umbauten umgesetzt. So entstehen derzeit 
deutschlandweit rund 2.400 Wohneinheiten überwie
gend für Studentinnen und Studenten, aber auch für 
Auszubildende. 
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4.500 Liegenschaften mit einer Gesamt

nutzfläche von etwa 50 Millionen Quad

ratmetern gehören dem Bund. 

Die Bundesbauten stehen im Blickpunkt 

der Öffentlichkeit und veranschaulichen 

das baukulturelle Niveau und Selbstver

ständnis unseres Staates. Mit ihrer Gestal

tung, Konstruktion und Funktionalität 

spiegeln sie die bau- und klimapoliti

schen Ziele der Bundesregierung wider. 

Die Baumaßnahmen des Bundes nehmen 

eine Vorbildfunktion bei der Umsetzung 

der bau- und klimapolitischen Ziele 

wahr. Umwelt- und klimagerechtes 

Bauen, Energie-, Ressourcen- und Kos

teneffizienz, Gesundheit, Biodiversität 

und auch Generationengerechtigkeit, Le

bensqualität, Baukultur sowie sozialer 

Zusammenhalt sind seit vielen Jahren ein 

selbstverständlicher Teil der Planungs- 

und Bauprozesse von Bundesbaumaß

nahmen. Der Bund als Bauherr kommt 

hier seiner besonderen Verantwortung 

nach, sowohl für die eigenen Gebäude als 

auch als Vorbild für andere öffentliche 

und private Bauherren. Dies ist umso be

deutender, da die heute realisierten Ge

bäude unsere gebaute Umwelt für die 

nächsten Jahrzehnte entscheidend prä

gen werden. Nachhaltigkeit ist das Leit

motiv für Planung, Bau und Betrieb von 

Liegenschaften des Bundes. 

Im März 2011 wurden bindende Vorga

ben für die energetische Vorbildwirkung 

von Bundesgebäuden erlassen, mit denen 

für diese Gebäude die allgemein gelten

den Grenzwerte der Energieeinsparver

ordnung nochmals deutlich unterschrit

ten werden. Danach musste der Primär

energiebedarf bei allen Neubauten und 

bei größeren Umbauten bestehender Ge

bäude die nach der geltenden Energieein

sparverordnung zulässigen Maximal

werte „für jedermann“ um mindestens 20 

Prozent unterschritten werden. Unab

hängig davon musste die energetische 

Qualität der Gebäudehülle um 30 Prozent 

besser sein, als in der Verordnung vorge

schrieben Eine Fortschreibung der ener

getischen Anforderungen für den Neu

bau und Bestand soll gemäß Klima

schutzprogramm 2030 durch einen vom 

Kabinett zu beschließenden Energieeffi

zienzerlass erfolgen. 

Ebenso im März 2011 wurde die Anwen

dung des Bewertungssystems Nachhalti

ges Bauen (BNB) im zivilen Bundesbau 

eingeführt. Der Bund unterzieht seitdem 

als erster großer öffentlicher Bauherr 

Deutschlands seine Gebäude von der ers

ten Planung an einer „Nachhaltigkeits

überprüfung“ – als Vorbild für alle ande

ren Bauherren der Republik. Mit dem Ziel 

einer höheren Nachhaltigkeitsqualität ist 
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ein Gesamterfüllungsgrad von mindes

tens 65 Prozent bei großen Neu-, Um- 

und Erweiterungsbauten4 verbindlich zu 

planen und umzusetzen. Das entspricht 

dem Zertifizierungsstandard Silber. Bei 

herausragenden Projekten wird zudem 

der Gold-Standard, d.h. ein Erfüllungs

grad von mind. 80 Prozent angestrebt. 

Ein Best Practice-Beispiel der umfängli

chen Anwendung dieser Vorgaben stellt 

der Zuwendungsbau einer neuen Liegen

schaft des Deutschen Zentrums für neu

rodegenerative Erkrankungen DZNE e.V. 

in Bonn dar.  

Das Gebäude zählt mit einer Bruttoge

schossfläche von etwa 35.000 Quadrat

metern zu den größten Forschungsbau

ten, die in jüngster Zeit in Nordrhein-

Westfalen entstanden sind. Der Neubau 

ist mit modernsten Laboratorien ausge

stattet und wird zudem umweltschonend 

betrieben. So stammt die Energie für die 

Heizung aus einem sehr effizienten 

Blockheizkraftwerk, einer Geothermie 

 
4 Baumaßnahmen mit Kosten über 2 Millionen 
Euro 

und einer Wärmerückgewinnungsanlage. 

Das Gebäude wurde im April 2017 fertig

gestellt und erreichte eine BNB Zertifizie

rung im Goldstandard mit einem Ge

samterfüllungsgrad von 84,1 Prozent. 

 

Informationsportal Nachhaltiges 

Bauen 

Weitergehende Informationen zu den 

dargelegten Themen und Aktivitäten 

sind im  Informationsportal Nachhaltiges 

Bauen des Bundes verfügbar. Hier wer

den eine Vielzahl an Informationen und 

Arbeitshilfen zur Umsetzung des Nach

haltigen Bauens öffentlich zugänglich 

und kostenfrei zur Verfügung gestellt. 

Hierzu zählen neben Grundlagen und all

gemeinen Erläuterungen zum nachhalti

gen Bauen Leitfäden und Arbeitshilfen, 

Berechnungsinstrumente wie das Ökobi

lanzierungsinstrument eLCA sowie Da

tenbanken und Forschungsergebnisse. 

 

 

 

 

 

 

https://www.nachhaltigesbauen.de/
https://www.nachhaltigesbauen.de/
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Weitere BMI-Zuständigkeiten in

nerhalb der Bundesregierung 

Minderung von Emissionen aus 

Dienstreisen  

Das BMI verantwortet innerhalb der 

Bundesregierung die rechtlichen Grund

lagen von Dienstreisen. Diese werden 

derzeit weiterentwickelt, um u.a. durch 

gezielte Anreize und Eigenverantwortung 

ein nachhaltigeres Reiseverhalten der Be

schäftigten zu erwirken. 

 

Reisekostenrechtliche Maßnahmen 

Der im Bundesreisekostengesetz (BRKG) 

enthaltene Begriff der „Wirtschaftlich

keit“ soll um die Aspekte „Nachhaltig

keit“ und „Umweltverträglichkeit“ er

gänzt werden. Bereits seit Januar 2020 

umgesetzt ist die Maßnahme, dass die 

Nutzung der Bahn für Dienstreisen 

grundsätzlich immer – d. h. auch bei hö

herer Kostenintensität – möglich ist. Bei 

Flügen von unter vier Stunden Dauer soll 

auf die Kategorie „Business Class“ ver

zichtet werden. Auf die geforderte Erhö

hung der Wegstreckenentschädigung bei 

Pkw-Benutzung wird verzichtet, um 

hierüber eine Steuerungswirkung zu

gunsten regelmäßig verkehrender Beför

derungsmittel zu erreichen. Wird der ei

gene Pkw für Dienstreisen genutzt, wird 

eine durch den Reisenden freiwillig ge

leistete CO₂-Kompensation als Neben

kosten erstattet. 

 

Hervorzuheben ist an dieser Stelle die er

hebliche Vorbildwirkung des BRKG für 

andere Behörden, Länder, Wirtschaft und 

private Akteure: Das BRKG wird de facto 

weit über Bundesbehörden hinaus als 

Grundlage für Bestimmungen rund um 

Dienstreisen genutzt. 

 

Maßnahmen außerhalb des Reisekos

tenrechts 

Die Reisevermeidung soll als Ziel in die 

Leitbilder der Behörden aufgenommen 

werden. Hierüber sollen ein Umdenken 

bzw. eine Sensibilisierung der Dienststel

len bzw. Vorgesetzten und Reisenden er

reicht werden. Kernfrage ist hierbei, ob 

das Dienstgeschäft auch ohne die Durch

führung einer Dienstreise auf andere Art 

und Weise erledigt werden kann. Hier

durch soll eine Konzentration auf we

sentliche und unvermeidbare Dienstrei

sen stattfinden.  
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Die Umsetzung dieses Ziels soll durch 

verstärkten Einsatz von Video-und Tele

fonkonferenzen sowie die Optimierung 

der technischen Ausstattung erleichtert 

werden. Soweit die Nutzung von Video

technik an der gesetzlich vorgesehenen 

Anwesenheit bei Gremiensitzungen usw. 

scheitert, sollen hierfür die gesetzlichen 

Voraussetzungen geschaffen werden. 

 

Sonstige rechtliche Maßnahmen 

Eine Anrechenbarkeit von Reisezeiten als 

Arbeitszeit in größerem Umfang als bis

her5 in der Arbeitszeitverordnung vorge

sehen, wird geprüft. Bereits derzeit ist es 

möglich, Reisezeiten als Arbeitszeit zu 

nutzen, in dem von der Möglichkeit des 

mobilen Arbeitens während der Dienst

reise Gebrauch gemacht wird. 

Auch die für die Mitglieder der Bundesre

gierung und Parlamentarischen Staats

sekretärinnen und Staatsekretäre gelten

den reisekostenrechtlichen Bestimmun

gen werden geprüft, um den Zielen der 

Nachhaltigkeitsstrategie und des Klima

schutzprogramms der Bundesregierung, 

insbesondere die Minderung der CO₂-

Emissionen, Rechnung zu tragen.  

 
5 Reisezeiten gelten schon heute als Arbeits
zeit, wenn sie in den regelmäßigen Arbeitszeit
korridor fallen. Nur für Reisezeiten, die außer
halb dieses Korridors liegen, wird geprüft, ob 

Nachhaltigkeit in der Verwaltung 

der Sondervermögen des Bundes 

Das BMI ist für die Verwaltung von zwei 

Sondervermögen des Bundes – der „Ver

sorgungsrücklage des Bundes“ und dem 

„Versorgungsfonds des Bundes“ – verant

wortlich. Vor dem Hintergrund der DNS 

hat der für die Anlagepolitik bei den Son

dervermögen zuständige Anlageaus

schuss ein Nachhaltigkeitskonzept für die 

Aktienanlage der Sondervermögen be

schlossen, das sich an den Pariser Klima

schutzzielen orientiert.  

In Hinblick auf alle drei, gesetzlich vorge

gebenen Anlagegrundsätze Sicherheit, Li

quidität und Rendite soll das Anlageuni

versum nicht zu stark eingeschränkt und 

insbesondere unter Risikogesichtspunk

ten der Ausschluss ganzer Branchen ver

mieden werden. Dementsprechend bein

haltet das Konzept einen breiten ESG-

Ansatz6, bei dem ein Best-In-Class-Ansatz 

mit wenigen Ausschlusskriterien kombi

niert wird. Als Ausschlusskriterien wur

den festgelegt 

• Produktion und Handel mit ver

botenen / geächteten Waffen, 

hier eine höhere Anrechenbarkeit auf die Ar
beitszeit als bisher ermöglicht werden soll. 
6 ESG ist ein englischsprachiges Akronym für 
Ökologie, Soziales und Governance 
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• schwere und systematische Ver

stöße gegen internationale Men

schenrechtsabkommen, 

• schwere und systematische Ver

stöße gegen die Kernarbeitsnor

men der Internationalen Arbeits

organisation (ILO), 

• schwere und systematische Ver

stöße gegen den UN Global Com

pact (die Prinzipien des UN Global 

Compacts umfassen neben den 

Themen Menschenrechte und 

ILO-Kernarbeitsnormen noch 

Umweltzerstörung und Korrup

tion), 

• Produktion von Tabakendproduk

ten,  

• Betrieb von Kernkraftwerken. 

Die nach Anwendung der Ausschlusskri

terien verbliebenen Unternehmen wer

den mit einem Best-In-Class-Ansatz be

wertet. Dabei wird die Geschäftstätigkeit 

der Unternehmen unter Berücksichti

gung zuvor festgelegter Kriterien anhand 

verschiedener Indikatoren in den Berei

chen Ökologie, Soziales und Governance 

(ESG) untersucht und jedes Unternehmen 

mit einem ESG-Score versehen. Dazu ge

hört auch das Kriterium der Eindäm

mung der CO₂-Emissionen zur Reduzie

rung der Klimarisiken. Aus jeder Branche 

werden dann die Unternehmen mit den 

höchsten ESG-Scores (die „besten“ einer 

Branche) ausgewählt. Es ist geplant, 

Nachhaltigkeitskriterien auch für festver

zinsliche Schuldverschreibungen festzu

legen. 

Dieses Nachhaltigkeitskonzept wird im 

Übrigen auch für den „Versorgungsfonds 

der Bundesagentur für Arbeit“, der vom 

BMAS verwaltet wird und den im Zu

ständigkeitsbereich des BMG liegenden 

„Vorsorgefonds der sozialen Pflegeversi

cherung“ gelten. 
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In eigener Sache: Nachhaltigkeit 

im BMI 

Geschlechtergerechtigkeit im BMI 

Die grundsätzlich frauenfreundliche – 

den gesetzlichen Vorgaben, insbesondere 

des Bundesgleichstellungsgesetzes 

(BGleiG) entsprechende – Einstellungs

praxis des BMI zeigt Wirkung: Der Anteil 

der weiblichen Mitarbeiterinnen an der 

Gesamtbeschäftigtenzahl beträgt mittler

weile 52,93 %. Die Maßnahmen aus den 

Gleichstellungsplänen für das BMI wer

den kontinuierlich umgesetzt und führen 

so zu einer positiven Entwicklung. Ferner 

unterstützt das Personalentwicklungs

konzept des BMI diese Maßnahmen. 

Die bisherigen Anstrengungen, den Frau

enanteil in sämtlichen Laufbahngruppen 

zu erhöhen, setzen sich auch in den Lei

tungsebenen des BMI fort. So stieg die 

Frauenquote auf Unterabteilungsebene 

von 6 % im Jahr 2015 über 14 % im Jahr 

2017 bis hin zu aktuell 34 % zum Stichtag 

30.06.2019. Ein ähnlich positiver Trend ist 

außerdem auf der Abteilungsleiterebene 

zu verzeichnen. Lag die Frauenquote in 

den Jahren 2015 und 2017 konstant bei 9 

%, konnte für das Jahr 2019 ein Anteil 

weiblicher Beschäftigter von 28 % erzielt 

werden. Auf Referatsleitungsebene ist 

ebenfalls ein kontinuierlicher Anstieg des 

Anteils weiblicher Beschäftigter zu ver

zeichnen. Im Jahr 2015 betrug die Quote 

der Referatsleiterinnen 33 %, im Jahr 

2017 betrug die Quote 34 % sowie zum 

Stichtag 30.06.2019 37 %. 

Letztlich ist in allen Bereichen der Füh

rungspositionen im BMI eine positive 

Tendenz festzustellen. 

 

Familie und Beruf – im BMI vereinbar 

Führungspositionen im BMI erfordern 

oft einen erheblichen zeitlichen Einsatz 

über 41 Stunden hinaus, was folglich zu 

einer geringeren Flexibilität bei der Zeit

einteilung führt. Da Frauen als auch 

Männer zuweilen mit Familienpflichten 

gebunden sind, setzt das BMI seine Be

mühungen fort, Führungskräfte bei der 

Vereinbarkeit von Beruf, Familie und 

Pflege zu unterstützen („Job-Sharing“, 

Führen in Teilzeit, Mobiles Arbeiten etc.). 

Dass diese Instrumente auch von Be

schäftigten in Leitungspositionen ange

nommen werden, zeigt die steigende In

anspruchnahme von Stellen auf Referats

leitungsebene in Teilzeit. Wurden im Jahr 
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2017 noch 15 Stellen auf Referatslei

tungsebene in Teilzeit besetzt, so waren 

es im Jahr 2019 bereits 25 Stellen. 

Beschäftigte, die sich neben dem Beruf 

um die Erziehung von Kindern oder die 

Betreuung und Pflege von Familienange

hörigen kümmern, werden vom BMI mit 

vielfältigen Maßnahmen unterstützt. 

Ein wichtiges Instrument bei der Verein

barkeit von Beruf und Familie ist eine fle

xible Arbeitszeitgestaltung. Die Beschäf

tigten im BMI haben die Möglichkeit, 

ihre Arbeitszeit soweit wie möglich den 

familiären Pflichten entsprechend einzu

richten. Wichtige Elemente der flexiblen 

Arbeitszeitgestaltung sind – neben der 

Gleitzeit – Teilzeitbeschäftigung sowie 

das Mobile Arbeiten. Im BMI gibt es eine 

Vielzahl individueller Arbeitszeitmodelle 

mit einer Reduzierung der wöchentli

chen Arbeitszeit auf bis zu 12 Stunden in 

der Woche. Mit jedem Teilzeitbeschäftig

ten wird unter Einbeziehung der Fach

vorgesetzten ein – auch den dienstlichen 

Anforderungen Rechnung tragendes – 

Arbeitszeitmodell vereinbart, das Kern

zeiten, Regelarbeitszeiten und Rahmen

arbeitszeiten – wenn notwendig täglich 

variierend – festlegt. Die Dienststelle ist 

bemüht, den Wünschen der Beschäftig

ten mit Betreuungspflichten bei der Ar

beitszeitgestaltung im Rahmen der 

dienstlichen Erfordernisse und haushal

terischen Rahmenbedingungen so weit 

wie möglich entgegenzukommen. 

Seit Februar 2013 können die Beschäftig

ten des BMI zudem den „Familienservice“ 

der Arbeiterwohlfahrt nutzen. Interes

sierte Eltern werden bezüglich der Regel-

Kinderbetreuung oder in Fällen der Not

betreuung beraten und erhalten Unter

stützung bei der Vermittlung dieser An

gebote. 

Weiterhin bietet das BMI eine Vielzahl 

von Fortbildungen an, die als hausinterne 

Veranstaltungen, BAköV-Seminare oder 

durch externe Anbieter ausgerichtet wer

den. Das jeweilige Angebot wird im Intra

net eingestellt und somit allen Interes

senten zur Verfügung gestellt. Über die 

Veranstaltungen der BAköV hinaus wer

den hausinterne Seminare angeboten. 

Dabei wird soweit möglich darauf geach

tet, dass diese Veranstaltungen räumliche 

und zeitliche Rahmenbedingungen erfül

len, die auch Mitarbeiterinnen und Mit

arbeitern mit familiären Verpflichtungen 

oder einer Tätigkeit in Teilzeit die Teil

nahme ermöglichen. Darüber hinaus in

formiert das BMI seine Beschäftigten 

über die Möglichkeit der Übernahme von 

Kinderbetreuungskosten für den Zeit

raum der Fortbildungsmaßnahme und 
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die Inanspruchnahme des Familienser

vice im hausinternen Intranet. 

Wegen der genannten vielfältigen Maß

nahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie wird das BMI seit dem Jahr 2007 

wiederholt von der berufundfamilie 

gGmbH für sein Engagement zur Förde

rung und Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie ausgezeichnet. Ge

genwärtig findet das Dialogverfahren 

zwecks Re-Auditierung statt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Internes Gesundheitsmanagement 

Das betriebliche Gesundheitsmanage

ment (BGM) im BMI ist grundsätzlich als 

Managementzyklus angelegt und umfasst 

alle Aspekte der Arbeitswelt, die die phy

sische und psychische Gesundheit der 

Beschäftigten beeinflussen. Daneben fin

den auch individuelle, soziale und ge

sundheitliche Rahmenbedingungen Be

rücksichtigung. Mit der Dienstvereinba

rung Betriebliches Gesundheitsmanage

ment (2012) wurden die Ziele und Ver

antwortlichkeiten geregelt. 

Im BMI beschäftigt sich das BGM auf

grund systematischer Datenerhebung 

vorrangig mit Maßnahmen zur Verbesse

rung der Führungskultur, Personalent

wicklung, Vereinbarkeit von Familie / 

Pflege / Privatleben und Beruf sowie al

tersgerechter Arbeit, und trägt damit zur 

Nachhaltigkeit im Personalwesen bei. 

Darüber hinaus wird das Personal im 

BMI auch mit Maßnahmen der betriebli

chen Gesundheitsförderung (BGF), insbe

sondere individuellen Gesundheitsaktio

nen und -kursen, unterstützt. Beispiel

hafte Angebote der Gesundheitsförde

rung sind die Teilnahme an jährlichen 

Firmenläufen in Berlin und Bonn, ein 

jährlicher Fahrradaktionstag mit u.a. si

cherheitstechnischen Prüfungen von 

Licht und Bremsen an Fahrrädern. Durch 
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die Berliner Polizei besteht darüber hin

aus die Möglichkeit, die Fahrräder codie

ren zu lassen. Die Aktion mit dem Rad 

zur Arbeit wird ebenfalls beworben. Re

gelmäßige Gesundheits-Aktionstage und 

Angebote für Rückengymnastik, Yoga o

der Bodyfit runden das Angebot ab. 

Über das hausinterne Gesundheitsma

nagement hinaus hat das BMI mit dem 

Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanage

ment in einem Eckpunktepapier für die 

Umsetzung eines systematischen Be

trieblichen Gesundheitsmanagements die 

Grundlage für ein einheitliches Verständ

nis und die einheitliche Umsetzung von 

Gesundheitsmanagement in allen Bun

desbehörden formuliert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachhaltiges Veranstaltungsma

nagement 

Mit Einrichtung eines zentralen Veran

staltungsmanagements 2016 im BMI 

werden soziale und umweltbezogene As

pekte bei Organisation und Vergabe von 

Leistungen konsequent berücksichtigt 

und durchgesetzt. Bei Cateringleistungen 

werden nachhaltige Kriterien wie bei

spielsweise der Einsatz vorrangig saisona

ler und regionaler Produkte bereits vor 

der Vergabe einer Leistung vorgegeben 

und soziale Standards abgefragt. Des 

Weiteren wird seit 2018 die Initiative des 

BMEL „Zu gut für die Tonne!“ mit der Be

reitstellung von Bio-Reste-Boxen bei 

Veranstaltungen mit Catering unter

stützt. Das BMI orientiert sich an den 

Leitlinien der DNS und passt seine Maß

nahmen aktuellen Entwicklungen an.  
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